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216. Bundesgesetz: Hochschulassistentengesetz 1962.
2 1 7 . Bundesgesetz: Kleinrentnergesetznovelle 1962.
2 1 8 . Bundesgesetz: Abänderung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 und des Opferfürsorge-

gesetzes.
2 1 9 . Bundesgesetz: Rundfunk-Rekonstruktionsgesetz.
220. Bundesgesetz: 5. Marktordnungsgesetz-Novelle.
221. Bundesgesetz: Wehrgesetz-Novelle 1962.

2 1 6 . Bundesgesetz v o m 11 . Juli 1962 über
das Dienstverhäl tnis der Hochschulassisten-
ten, wissenschaftlichen Hilfskräfte, D e m o n -
s t ra to ren und Vertragsassistenten (Hoch-

schulassistentengesetz 1962).

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I.

Allgemeine Bestimmungen.

§ 1. A r t d e s D i e n s t v e r h ä l t n i s s e s .

(1) Hochschulassistenten, wissenschaftliche Hilfs-
kräfte und Demonstratoren sowie Vertrags-
assistenten sind an den wissenschaftlichen Hoch-
schulen und an der Akademie der bildenden
Künste zur Unterstützung der Inhaber von
Lehrkanzeln (§ 58 des Hochschul-Organisations-
gesetzes, BGBl. Nr . 154/1955), der Leiter von
Schulen und Meisterschulen an der Akademie
der bildenden Künste (§ 12 des Akademie-
Organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 237/1955) und
der Vorstände von Instituten und Kliniken
(§ 59 des Hochschul-Organisationsgesetzes, § 13
des Akademie-Organisationsgesetzes) bei der Er-
füllung der ihnen übertragenen Aufgaben zu
verwenden.

(2) Hochschulassistenten sind Bundesbeamte;
auf sie finden die für das Dienstrecht der Bundes-
beamten der allgemeinen Verwaltung jeweils
geltenden bundesgesetzlichen Vorschriften so weit
sinngemäß Anwendung, als sich aus den Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes nichts anderes
ergibt.

(3) Wissenschaftliche Hilfskräfte und Demon-
stratoren sowie Vertragsassistenten sind auf be-
st immte Zeit aufgenommene Vertragsbedienstete
des Bundes; auf sie finden die Bestimmungen des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr . 86/
1948 mit Ausnahme der §§ 4 Abs. 4 und 35

so weit sinngemäß Anwendung, als sich aus den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nichts
anderes ergibt.

A B S C H N I T T I I

Hochschulassistenten.

§ 2. A n s t e l l u n g s e r f o r d e r n i s s e .

(1) Voraussetzung für die Ernennung zum
Hochschulassistenten ist der Nachweis der Voll-
endung der Hochschulbildung des Faches, in dem
der Hochschulassistent verwendet werden soll.

(2) Der Nachweis ist durch die Erwerbung des
Doktorates oder durch Erfüllung der Erforder-
nisse für die Anstellung als Beamter der all-
gemeinen Verwaltung der Verwendungsgruppe A
nach Maßgabe der hiefür jeweils geltenden Be-
stimmungen zu erbringen.

§ 3. A m t s t i t e l .

(1) Hochschulassistenten haben den Amtstitel
„Hochschulassistent", Hochschulassistenten an
den Medizinischen Fakultäten, die das Doktora t
der gesamten Heilkunde erworben haben, und
Hochschulassistenten an der Tierärztlichen Hoch-
schule, die das tierärztliche Diplom erworben
haben, den Amtstitel „Assistenzarzt" zu führen.

(2) Nach Erwerbung der Lehrbefugnis als
Hochschuldozent (§ 13 des Hochschul-Organi-
sationsgesetzes, § 5 des Akademie-Organisations-
gesetzes) und Zurücklegung einer für die Vor-
rückung anrechenbaren Zeit von sechs Jahren
oder nach Zurücklegung einer für die Vor-
rückung anrechenbaren Zeit von zwölf Jahren
haben die Hochschulassistenten den Amtstitel
„Oberassistent" beziehungsweise „Oberarzt" zu
führen.

§ 4. D i e n s t p f l i c h t e n .

(1) Die Hochschulassistenten sind Mitarbeiter
der Inhaber von Lehrkanzeln (der Leiter von
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Schulen und Meisterschulen an der Akademie
der bildenden Künste) und der Vorstände von
Instituten und Kliniken. Sie sind den erwähnten
Personen gemäß § 19 des Hochschul-Organi-
sationsgesetzes (§ 6 des Akademie-Organisations-
gesetzes) dienstlich untergeordnet und können
zur Erfüllung aller diesen übertragenen Auf-
gaben herangezogen werden.

(2) Neben der Erfüllung der im Abs. 1 er-
wähnten Aufgaben dient die Verwendung als
Hochschulassistent zunächst auch der Erprobung
der Fähigkeit zur wissenschaftlichen Arbeit so-
wie der Vertiefung und Erweiterung der fach-
lichen Ausbildung, in weiterer Folge auch der
Vorbereitung auf die Laufbahn als Hochschul-
lehrer. Die im Abs. 1 genannten Personen
haben die Verwendung der Hochschulassistenten
so zu lenken, daß ihnen bei und durch Erfüllung
ihrer Dienstpflichten die Erbringung wissen-
schaftlicher Leistungen ermöglicht wird.

(3) Erscheint der Hochschulassistent seinem un-
mittelbaren Vorgesetzten (Abs. 1) zur Er-
werbung der Lehrbefugnis als Hochschuldozent
geeignet, so ist ihm im Rahmen der dienstlichen
Möglichkeiten Zeit zu selbständiger wissenschaft-
licher Arbeit einzuräumen.

(4) Die Hochschulassistenten sind zur Ein-
haltung der für die Institute und Kliniken er-
lassenen Institutsordnungen und Klinikordnun-
gen (§ 59 Abs. 5 des Hochschul-Organisations-
gesetzes, § 13 des Akademie-Organisations-
gesetzes) verpflichtet.

§ 5. V e r w e n d u n g b e i L e h r -
v e r a n s t a l t u n g e n .

(1) Die Mitwirkung bei Lehrveranstaltungen,
insbesondere bei Übungen und Seminaren, ge-
hört zu den Dienstpflichten der Hochschul-
assistenten.

(2) Wird ein Hochschulassistent zu einer ver-
antwortlichen Mitarbeit bei Lehrveranstaltungen
herangezogen, so ist er namentlich im Vor-
lesungsverzeichnis anzuführen.

(3) Hochschulassistenten können zur vorüber-
gehenden Vertretung eines Angehörigen des
Lehrkörpers (§ 9 des Hochschul-Organisations-
gesetzes, § 3 des Akademie-Organisationsgesetzes)
nach Maßgabe der Bestimmungen des § 60 des
Hochschul-Organisationsgesetzes oder des § 14
des Akademie-Organisationsgesetzes herangezo-
gen werden.

(4) Die dauernde Übertragung der selbständi-
gen Abhaltung von Lehrveranstaltungen ist nur
auf Grund der Bestimmungen der §§ 16 und 17
des Hochschul-Organisationsgesetzes (§ 7 des
Akademie-Organisationsgesetzes) zulässig, es sei
denn, der Hochschulassistent besitze die Lehr-
befugnis als Hochschuldozent für das in Betracht
kommende Fach. Die Bestimmung des § 18 des
Hochschul-Organisationsgcsetzes ist anzuwenden.

§ 6. B e s t e l l u n g u n d W e i t e r -
b e s t e l l u n g .

(1) Die Erstattung von Vorschlägen betreffend
die Bestellung und Weiterbestellung von Hoch-
schulassistenten obliegt der zuständigen aka-
demischen Behörde (§ 26 Abs. 2 lit. h, § 38
Abs. 1 lit. b, § 52 Abs. 2 lit. h des Hochschul-
Organisationsgesetzes, § 9 Abs. 2 lit. h des Aka-
demie-Organisationsgesetzes).

(2) Hochschulassistenten sind erstmalig auf
zwei Jahre zu bestellen.

(3) Eine Weiterbestellung ist nach Maßgabe
der wissenschaftlichen Eignung des Hochschul-
assistenten auf vier Jahre oder höchstens zwei-
mal auf je zwei Jahre auszusprechen.

(4) Nachfolgende Weiterbestellungen sind auf
jeweils vier Jahre auszusprechen.

(5) Eine kürzere als die in den Abs. 2 bis 4
geregelte Bestellungsdauer ist nur zulässig, wenn

a) der Dienstposten nur für kürzere Zeit zur
Verfügung steht oder

b) der Hochschulassistent selbst darum an-
sucht; in diesem Fall darf jedoch eine Be-
stellung auf kürzere Zeit an derselben
Hochschuleinrichtung höchstens zweimal
ausgesprochen werden.

(6) Eine Weiterbestellung über eine Gesamt-
verwendungsdauer als Hochschulassistent von
zehn Jahren hinaus ist nur zulässig wenn

a) der Hochschulassistent die Lehrbefugnis
als Hochschuldozent oder eine gleichzu-
haltende künstlerische oder praktische
Eignung besitzt oder

b) wenn nach seinen bisherigen wissenschaft-
lichen Leistungen der Erwerb der Lehr-
befugnis als Hochschuldozent zu erwarten
ist. In diesem Fall darf der Hochschul-
assistent jedoch höchstens bis zu einer
Gesamtverwendungsdauer von 14 Jahren
weiterbestellt werden.

(7) Beabsichtigt die zuständige akademische
Behörde keinen Vorschlag auf Weiterbestellung
im Sinne des Abs. 1 zu erstatten, so ist dies Hoch-
schulassistenten und Assistenzärzten spätestens
drei Monate, Oberassistenten und Oberärzten
spätestens sechs Monate vor Ablauf der Be-
stellungsdauer schriftlich zu eigenen Handen
bekanntzugeben. Die Unterlassung der Nachricht
gilt nicht als Weiterbestellung. Wenn aus Grün-
den, die nicht in der Person des Hochschul-
assistenten liegen, die Verständigung nicht zeit-
gerecht erfolgen kann, so erhält er den für den
letzten Monat der Bestellungsdauer gebührenden
Monatsbezug so lange weiter, bis seit der Ver-
ständigung drei (sechs) volle Kalendermonate
verstrichen sind.
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§ 7. V e r l ä n g e r u n g d e r B e s t e l l u n g s -
d a u e r i n b e s o n d e r e n F ä l l e n .

(1) Scheidet der ständige Inhaber einer Lehr-
kanzel (einer Schule oder Meisterschule an der
Akademie der bildenden Künste) oder der Vor-
stand eines Institutes (einer Klinik) aus, und
würde das Dienstverhältnis eines dieser Hoch-
schuleinrichtung zugeteilten Hochschulassistenten
noch vor Dienstantritt des Nachfolgers durch
Zeitablauf enden, so verlängert sich die Be-
stellungsdauer um jeweils zwei Jahre, längstens
jedoch bis ein Jahr nach dem Dienstantritt des
Nachfolgers und jedenfalls nicht über die im § 6
Abs. 6 festgesetzten Fristen hinaus. Im Falle des
§ 6 Abs. 5 lit. a wird das Dienstverhältnis nicht
verlängert. § 6 Abs. 5 lit. b bleibt unberührt.

(2) Nach dem Dienstantritt des Nachfolgers
verlängert sich die Bestellungsdauer von Hoch-
schulassistenten, die mindestens sechs Jahre als
solche verwendet wurden und deren Dienstver-
hältnis nicht später als ein Jahr nach dem Dienst-
antritt des Nachfolgers durch Zeitablauf enden
würde, bis zu diesem Zeitpunkt, längstens jedoch
bis zum Ablauf der im § 6 Abs. 6 festgesetzten
Fristen. Die Bestimmungen des Abs. 1 vorletzter
und letzter Satz gelten sinngemäß.

(3) Hat ein Institut (eine Klinik) mehrere Vor-
stände, so gelten die Bestimmungen der Abs. 1
und 2 nur bei Ausscheiden aller Vorstände.
Ferner gelten diese Bestimmungen nicht, wenn
ein Hochschulassistent bereits eine Verständigung
gemäß § 6 Abs. 7 erhalten hat.

§ 8. V o r z e i t i g e A u f l ö s u n g d e s
D i e n s t v e r h ä l t n i s s e s .

(1) Hat das Dienstverhältnis des Hochschul-
assistenten noch nicht zwei Jahre gedauert, so
kann es von der Dienstbehörde vor Ablauf der
Bestellungsdauer ohne Angabe von Gründen
unter Einhaltung einer sechswöchigen Kündi-
gungsfrist zu Ende eines jeden Kalenderviertel-
jahres vorzeitig aufgelöst werden.

(2) Hochschulassistenten können jederzeit um
Auflösung des Dienstverhältnisses ansuchen.
Einem solchen Ansuchen ist, wenn das Dienst-
verhältnis noch nicht ununterbrochen zwei Jahre
gedauert hat, binnen sechs "Wochen, sonst binnen
drei Monaten stattzugeben. Einem solchen An-
trag muß jedoch nicht stattgegeben werden,
wenn der Hochschulassistent in Disziplinar-
untersuchung steht oder mit Geldverbindlich-
keiten aus dem Dienstverhältnis aushaftet.

§ 9. Ü b e r n a h m e a u f e i n e n a n d e r e n
D i e n s t p o s t e n .

(1) Wird ein Hochschulassistent in eine andere
Besoldungsgruppe überstellt, so ist er bei Erfül-
lung der Voraussetzungen für die Definitivstel-

lung in der neuen Verwendungsgruppe zum
definitiven Bundesbeamten, sonst zum provi-
sorischen Bundesbeamten zu ernennen.

(2) Hochschulassistenten sind in den ersten vier
Jahren nach Beendigung des Dienstverhältnisses
bei der Bewerbung um einen Dienstposten eines
anderen Dienstzweiges des Bundes oder um
einen Dienstposten bei vom Bund verwalteten
Stiftungen, Fonds und Anstalten vorzugsweise
zu berücksichtigen, wenn sie für den angestreb-
ten Dienstposten mindestens gleich geeignet
sind wie die übrigen Bewerber.

§ 10. D a u e r n d e s D i e n s t v e r h ä l t n i s .

(1) Besitzt der Hochschulassistent die Lehr-
befugnis als Hochschuldozent oder eine gleich-
zuhaltende künstlerische oder praktische Eig-
nung und hat er bereits zehn für die Vorrük-
kung anrechenbare Dienstjahre aufzuweisen, so
kann er über eigenes Ansuchen bei besonderen
wissenschaftlichen Leistungen in ein dauerndes
Dienstverhältnis übergeleitet werden. Hat ein
solcher Hochschulassistent bereits 20 für die Vor-
rückung anrechenbare Dienstjahre zurückgelegt,
so ist auf sein Ansuchen nach Maßgabe seiner
wissenschaftlichen Leistungen zu entscheiden, ob
er in ein dauerndes Dienstverhältnis übergelei-
tet oder sein Dienstverhältnis nicht mehr ver-
längert werden soll. § 6 Abs. 1 gilt sinngemäß.

(2) Wird gemäß Abs. 1 auf NichtVerlängerung
des Dienstverhältnisses des Hochschulassistenten
entschieden, so ist er auf einen anderen Dienst-
posten im Bundesdienst zu übernehmen oder
unter sinngemäßer Anwendung der Bestimmun-
gen des § 45 j des Gehaltsüberleitungsgesetzes,
BGBl. Nr . 22/1947, in der Fassung des Bundes-
gesetze« BGBl. Nr. 93/1959 in den Ruhestand zu
versetzen.

(3) Nimmt der auszuscheidende oder in den
Ruhestand versetzte Hochschulassistent einen
ihm angetragenen Dienstposten im Bundesdienst,
für den volle Hochschulbildung vorgeschrieben
ist und dessen Anstellungserfordernisse er er-
füllt, nicht an, so ist dies einem Austritt aus dem
Bundesdienst gemäß § 84 der Dienstpragmatik,
RGBl. Nr . 14/1915, gleichzuhalten. Der Anspruch
auszuscheidender Hochschulassistenten auf Abfer-
tigung (§ 54 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl.
Nr. 54/1956) bleibt unberührt.

(4) Bei der Übernahme auf einen anderen
Dienstposten im Bundesdienst ist die Bestim-
mung des § 67 Abs. 3 der Dienstpragmatik
sinngemäß anzuwenden. Die Bestimmung des
§ 9 Abs. 1 gilt sinngemäß.

§ 11. E n d e d e s D i e n s t v e r h ä l t n i s s e s .

(1) Das Dienstverhältnis des Hochschulassisten-
ten endet

a) durch vorzeitige Auflösung (§ 8);
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b) durch Entlassung auf Grund eines Diszi-
plinarerkenntnisses nach Maßgabe der ge-
mäß § 1 Abs. 2 sinngemäß anzuwendenden
Vorschriften;

c) durch Versetzung oder Übertri t t in den
Ruhestand (§ 10 Abs. 3, § 12 Abs. 1);

d) durch Tod (§ 12 Abs. 2).
(2) Das Dienstverhältnis des Hochschulassisten-

ten der sich in keinem dauernden Dienstverhält
nis (§ 10) befindet, endet überdies durch Ablauf
der Bestellungsdauer (§§ 6 und 7).

§ 12. R u h e s t a n d .

(1) Für die Versetzung in den Ruhestand und
den Übertr i t t in den dauernden Ruhestand sind
die für Bundesbeamte der allgemeinen Ver-
waltung geltenden bundesgesetzlichen Vorschrif-
ten anzuwenden; hiebei sind Hochschulassistenten
mit einer für die Vorrückung anrechenbaren
Dienstzeit von mehr als vier Jahren wie defi-
nitive Bundesbeamte zu behandeln. Die Bestim-
mungen des § 79 Abs. 2 der Dienstpragmatik
findet auf Hochschulassistenten, die in keinem
dauernden Dienstverhältnis stehen, jedoch nur
dann Anwendung, wenn sie im Zeitpunkt ihrer
Aufnahme als Hochschulassistenten das 40. Le-
bensjahr noch nicht überschritten hatten.

(2) Endet das Dienstverhältnis des Hochschul-
assistenten durch Tod, so gebühren seinen Hin-
terbliebenen Versorgungsgenüsse nach Maßgabe
der für die Beamten der allgemeinen Verwaltung
geltenden bundesgesetzlichen Bestimmungen.

ABSCHNITT III.

Wissenschaftliche Hilfskräfte und Demonstra-
toren.

§ 13. A u f n a h m e .

Wenn ein Bewerber, der die Voraussetzungen
des § 2 erfüllt, nicht zur Verfügung steht oder
wenn es die Art der auszuübenden Tätigkeit
zweckmäßig erscheinen läßt, können zur Ver-
sehung der in § 1 Abs. 1 vorgesehenen Auf-
gaben auch Hochschüler höherer Semester als
wissenschaftliche Hilfskräfte oder Demonstra-
toren aufgenommen werden.

§ 14. V e r w e n d u n g s d a u e r .

(1) Das Dienstverhältnis der wissenschaftlichen
Hilfskräfte und Demonstratoren ist jeweils mit
einem Jahr zu befristen. Eine kürzere Dauer
des Dienstverhältnisses kann vereinbart werden.

(2) Das Dienstverhältnis darf höchstens bis zu
einer Gesamtverwendungsdauer von vier Jahren
verlängert werden.

(3) Die Bestimmung des § 6 Abs. 1 ist an-
zuwenden.

§ 15. D i e n s t p f l i c h t e n .

Die wissenschaftlichen Hilfskräfte und Demon-
stratoren haben außer den für die Vertrags-
bediensteten des Bundes festgesetzten allge-
meinen Pflichten auch die Verpflichtung zur Ein-
haltung der für die Institute und Kliniken er-
lassenen Institutsordnungen und Klinikord-
nungen (§ 59 Abs. 5 des Hochschul-Organisa-
tionsgesetzes, § 13 des Akademie-Organisations-
gesetzes) zu übernehmen. Dies ist bei der Pflich-
tenangelobung besonders zum Ausdruck zu
bringen.

§ 16. V e r s e t z u n g .

Die wissenschaftlichen Hilfskräfte und Demon-
stratoren sind für eine bestimmte Lehrkanzel
(Schule, Meisterschule, Institut, Klinik) aufzu-
nehmen. Die Versetzung an eine andere Lehr-
kanzel (Schule, Meisterschule, Institut, Klinik) ist
zulässig.

§ 17. B e s c h ä f t i g u n g s a u s m a ß .

(1) Das Beschäftigungsausmaß der wissenschaft-
lichen Hilfskräfte richtet sich nach den für die
Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas I
geltenden Vorschriften. Soweit die Verhältnisse
an der betreffenden Hochschuleinrichtung und
die persönlichen Verhältnisse der wissenschaft-
lichen Hilfskraft es erfordern, ist eine Teilbe-
schäftigung zu vereinbaren.

(2) Demonstratoren sind mit einem Drittel des
jeweils vorgeschriebenen vollen Beschäftigungs-
ausmaßes zu verwenden.

§ 18. M o n a t s e n t g e l t .

(1) Vollbeschäftigten wissenschaftlichen Hilfs-
kräften gebührt ein Monatsentgelt von 2025 S;
das Monatsentgelt beträgt aber für wissenschaft-
liche Hilfskräfte, die Diplom-Kaufleute, Di-
plom-Volkswirte oder Diplom-Dolmetscher sind,
2135 S. Neben dem Monatsentgelt gebühren Fa-
milienzulagen nach den Bestimmungen der §§ 4
und 5 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr . 54/
1956. Nicht vollbeschäftigten wissenschaftlichen
Hilfskräften gebührt der ihrer Arbeitszeit ent-
sprechende Teil des Monatsentgeltes und der Fa-
milienzulagen.

(2) Demonstratoren gebührt ein Drittel des für
vollbeschäftigte wissenschaftliche Hilfskräfte fest-
gesetzten Monatsentgeltes und der Familienzu-
lagen.

(3) Eine Anrechnung von Vordienstzeiten fin-
det nicht statt.

ABSCHNITT IV.

Vertragsassistenten.

§ 19. A u f n a h m e .

(1) Als Vertragsassistenten können Personen
aufgenommen werden, welche den Bestimmungen
des § 2 entsprechen.
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(2) Die Aufnahme ist nur zulässig
a) als teilbeschäftigter Vertragsassistent,
b) für eine vorübergehende Verwendung nach

Maßgabe zweckgebundener Einnahmen
oder als Vertreter für einen gegen Entfall
der Bezüge beurlaubten Hochschulassi-
stenten.

(3) Als Vertragsassistenten können mit Zustim-
mung des Bundeskanzleramtes und des Bundes-
ministeriums für Finanzen auch Personen auf-
genommen werden, die die österreichische Staats-
bürgerschaft nicht besitzen, wenn diese Auf-
nahme im Hinblick auf die von dem Vertrags-
assistenten zu erfüllenden Aufgaben erforderlich
erscheint.

§ 20. Verwendungsdauer.

(1) Das Dienstverhältnis der Vertragsassistenten
ist jeweils mit zwei Jahren zu befristen. Eine
kürzere Dauer des Dienstverhältnisses kann ver-
einbart werden.

(2) Die Bestimmung des § 6 Abs. 1 ist anzuwen-
den.

§ 21. M o n a t s e n t g e l t .

(1) Dem Vertragsassistenten gebührt ein Mo-
natsentgelt. Neben dem Monatsentgelt gebühren
Familienzulagen nach den Bestimmungen der
§§ 4 und 5 des Gehaltsgesetzes 1956.

(2) Das Monatsentgelt der vollbeschäftigten
Vertragsassistenten beträgt im 1. Jahr ihrer Ver-
wendung 2618 S,
vom 2. bis einschließlich dem 4. Jahr
ihrer Verwendung 2781 S,
ab dem 5. Jahr ihrer Verwendung 2944 S,
ab dem 7. Jahr ihrer Verwendung . . . . 3270 S
und ab dem 9. Jahr ihrer Verwendung 3488 S.

(3) Das Monatsentgelt erhöht sich für Vertrags-
assistenten, welche das Doktora t der Medizin er-
worben haben und als Ärzte verwendet werden,
ab dem 11. Jahr ihrer Verwendung auf 3706 S,
ab dem 13. Jahr ihrer Verwendung auf 3924 S
und ab dem 15. Jahr ihrer Verwendung
auf 4142 S.

(4) Bei der Berechnung der Dauer der Ver-
wendung nach Abs. 1 und 2 sind Vordienst-
zeiten in dem Ausmaß zu berücksichtigen, in
dem sie nach der für die Vertragsbediensteten
des Bundes jeweils geltenden Regelung für die
Vorrückung in höhere Entlohnungsstufen an-
gerechnet werden.

(5) Nicht vollbeschäftigte Vertragsassistenten
erhalten den ihrer Arbeitszeit entsprechenden
Teil des Monatsentgeltes und der Familienzu-
lagen.

§ 22. S o n s t i g e B e s t i m m u n g e n .

Die Bestimmungen der §§ 15, 16 und 17
Abs. 1 sind auf das Dienstverhältnis der Ver-
tragsassistenten anzuwenden.

ABSCHNITT V.

Übergangs- und Schlußbestimmungen.

§ 23. Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n .

(1) Wissenschaftliche Hilfskräfte mit ab-
geschlossener Hochschulbildung und klinische
Hilfsärzte (§ 1 Abs. 1 Z. 2 des Hochschulassisten-
tengesetzes 1948, BGBl. Nr . 32/1949), die am
1. Jänner 1963 vollbeschäftigt sind und nicht
nach Maßgabe zweckgebundener Einnahmen be-
schäftigt werden (Abs. 5), sind auf eigenes An-
suchen mit Wirkung frühestens vom 1. Jänner
1963 für den Rest der bisher vereinbarten Ver-
wendungsdauer zu Hochschulassistenten zu er-
nennen.

(2) Wissenschaftliche Hilfskräfte ohne ab-
geschlossene Hochschulbildung und Demonstra-
toren (§ 1 Abs. 1 Z. 2 des Hochschulassistenten-
gesetzes 1948) gelten mit dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes als wissenschaftliche Hilfs-
kräfte oder Demonstratoren im Sinne dieses
Bundesgesetzes. Die Bestimmungen des § 14 sind
auf sie erstmalig bei Ablauf der zuletzt verein-
barten Verwendungsdauer anzuwenden.

(3) Nichtständige Hochschulassistenten (§§ 5
bis 10 des Hochschulassistentengesetzes 1948) gel-
ten mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
als Hochschulassistenten im Sinne der §§ 2 bis 9.

(4) Ständige Hochschulassistenten (§ 2 Abs. 3
des Hochschulassistentengesetzes 1948) gelten mit
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes als
Hochschulassistenten in einem dauernden Dienst-
verhältnis im Sinne des § 10.

(5) Nicht vollbeschäftigte wissenschaftliche
Hilfskräfte mit abgeschlossener Hochschulbildung
und nicht vollbeschäftigte klinische Hilfsärzte (§ 1
Abs. 1 Z. 2 des Hochschulassistentengesetzes
1948) sowie vollbeschäftigte wissenschaftliche
Hilfskräfte mit abgeschlossener Hochschulbildung
und klinische Hilfsärzte, die nach Maßgabe
zweckgebundener Einnahmen verwendet wer-
den, gelten mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes als Vertragsassistenten im Sinne der §§ 19
bis 22.

(6) Mit dem Inkraft treten dieses Bundesgesetzes
haben nichtständige und ständige Hochschul-
assistenten (Abs. 3 und 4) die ihnen gemäß den
Bestimmungen des § 3 zukommenden Amts-
titel zu führen.

(7) Die Bestimmungen der §§ 6 und 7 sind auf
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bun-
desgesetzes beschäftigten nichtständigen Hoch-
schulassistenten (Abs. 3) erstmalig bei Ablauf der
zuletzt ausgesprochenen Bestellungsdauer anzu-
wenden; hiebei ist eine Dienstzeit als vollbeschäf-
tigte wissenschaftliche Hilfskraft mit abgeschlos-
sener Hochschulbildung oder als vollbeschäf-
tigter klinischer Hilfsarzt einer Dienstzeit als
nichtständiger Hochschulassistent gleichzuhalten.
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(6) Bis zu einer entsprechenden Änderung des
Gehaltsgesetzes 1956 gebührt den Hochschul-
assistenten, die zwei Jahre in der höchsten
Gehaltsstufe eines nichtständigen Hochschul-
assistenten verbracht haben, der Gehalt, der
ihnen gebühren würde, wenn sie nach Maßgabe
der Bestimmungen der §§ 8 bis 12 und 49 des
Gehaltsgesetzes 1956 in die fünfte Gehaltsstufe
und in die weiteren Gehaltsstufen (einschließlich
der Dienstalterszulage) der ständigen Hochschul-
assistenten vorgerückt wären. Die Bestimmungen
des § 49 des Gehaltsgesetzes 1956 sind mit der
Abweichung anzuwenden, daß an die Stelle von
acht Jahren zwölf Jahre treten.

§ 24. S c h l u ß b e s t i m m u n g e n .

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober
1962 in Kraft.

(2) Das Hochschulassistentengesetz 1948, BGBl.
Nr. 32/1949, wird mit Ausnahme der §§ 4
und 10 Abs. 2 zweiter Satz aufgehoben. Die
Hochschulhilfskräfteverordnung, BGBl. Nr. 53/
1950, in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 190/1961 ist auf das Dienstverhältnis der
im § 23 Abs. 1 genannten Personen bis zu ihrer
Ernennung zu Hochschulassistenten als Bundes-
gesetz anzuwenden; sie tritt mit 31. Dezember
1963 außer Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Unterricht be-
traut.

Schärf
Gorbach Drimmel

2 1 7 . Bundesgesetz vom 11. Juli 1962,
betreffend die Gewährung von Sonder-
zahlungen an Kleinrentner (Kleinrentner-

gesetznovelle 1962).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Empfänger laufender Leistungen aus der
Kleinrentnerentschädigung nach dem Bundes-
gesetz vom 18. Juli 1929, BGBl. Nr . 251, er-
halten zu den am 1. April und 1. Oktober eines
jeden Jahres fälligen Bezügen eine Sonder-
zahlung in der gleichen Höhe.

§ 2. Die durch dieses Bundesgesetz entstehen-
den Kosten trägt der Bund.

§ 3. (1) Dieses Bundesgesetz tri t t am 1. Jänner
1963 in Kraft. Mit diesem Tag verliert das Bun-
desgesetz vom 6. Juli 1954, BGBl. Nr . 172
(Kleinrentnergesetznovelle 1954), seine Wirksam-
keit.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung betraut.

Schärf
Gorbach Proksch

218. Bundesgesetz vom 11. Juli 1962,
mit dem das Kriegsopferversorgungsgesetz
1957 und das Opferfürsorgegesetz abgeändert

werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl.
Nr. 152, wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 12 Abs. 4 ist die Zahl 239 durch die
Zahl 300 zu ersetzen.

2. § 20 hat zu lauten:

„§ 20. Blinde (§ 19 Abs. 2) erhalten, wenn sie
mit einem Führhund beteilt sind (§ 33 Abs. 1),
eine Führhundzulage, ansonsten an Stelle dieser
Zulage eine Beihilfe. Die Führhundzulage (Bei-
hilfe) beträgt monatlich 200 S."

3. Im § 35 Abs. 5, § 36 Abs. 4 und im § 42
Abs. 3 ist die Zahl 147 jeweils durch die Zahl
200 zu ersetzen.

4. Im § 46 Abs. 1 sind die Zahlen 145 und 290
durch die Zahlen 155 und 310 zu ersetzen.

5. Im § 46 Abs. 3 sind die Zahlen 147 und 239
durch die Zahlen 200 und 300 zu ersetzen.

6. Im § 69 hat Z. 2 zu lauten:

„2. Kinder und Ehefrauen von Schwerbeschä-
digten (§ 9 Abs. 2), wenn und solange der
Schwerbeschädigte für diese Familienangehörigen
Kinderzulage und Frauenzulage (§§ 16, 17) be-
zieht;".

7. § 109 hat zu lauten:

„§ 109. Alle Rentenempfänger haben An-
spruch auf eine alljährlich am 1. Oktober fällig
werdende Sonderzahlung in der Höhe der ihnen
am Fälligkeitstage zustehenden Rentengebühr-
nisse (§ 6 Abs. 1 Z. 1 und Abs. 2 Z. 1). Am
1. Dezember 1962 besteht überdies ein Anspruch
auf eine weitere Sonderzahlung in der Höhe
eines Viertels und ab 1. Dezember 1963 ein
solcher in der Höhe der Hälfte dieser Renten-
gebührnisse. Diese Sonderzahlungen sind Ren-
tenempfängern, denen die Rente gemäß § 66
halbjährlich im vorhinein auszuzahlen ist, zu-
sammen mit den jeweils am 1. November
fälligen Rentenbeträgen zu leisten."

Artikel II.

Das Opferfürsorgegesetz vom 4. Juli 1947,
BGBl. Nr. 183, wird abgeändert wie folgt:

Im § 11 hat Abs. 12 zu lauten:
„(12) Alle Empfänger von Renten und Bei-

hilfen haben Anspruch auf eine alljährlich im
Oktober fällig werdende Sonderzahlung in Höhe
der für diesen Monat gebührenden Rentenfür-
sorgeleistungen einschließlich allfällig gebühren-
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der Frauenzulagen und Erziehungsbeiträge. Am
1. Dezember 1962 besteht überdies ein Anspruch
auf eine Sonderzahlung in der Höhe eines Vier-
tels und ab 1. Dezember 1963 ein solcher in der
Höhe der Hälfte dieser Rentengebührnisse."

Artikel III.

Die Bestimmungen des Artikels I 2. 6 treten
mit dem auf die Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes folgenden Monatsersten in Kraft. Die
Bestimmungen des Artikels I Z. 7 und des Ar-
tikels II treten mit 1. Dezember 1962, die
übrigen Bestimmungen mit 1. Jänner 1963 in
Kraft.

Artikel IV.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Schärf
Gorbach Proksch

2 1 9 . Bundesgesetz vom 11. Juli 1962 über
die bilanzmäßige Rekonstruktion der „Öster-
reichischer Rundfunk Gesellschaft m. b. H."

(Rundfunk-Rekonstruktionsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Einzubringendes Rundfunkvermögen.

(1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft
die in der Bilanz zum 3 1 . Dezember 1961 über
das zusammengefaßte Vermögen

a) der „Öffentlichen Verwaltung für das Öster-
reichische Rundspruchwesen",

b) des „Investitions-Schillings" und

c) der „Sonstigen Rundfunkanlagen (insbe-
sondere das Rundfunk-Vermögen nach
Artikel 22 des Staatsvertrages, BGBl. Nr.152/
1955)"

enthaltenen Aktiva und Passiva, welche ein Rein-
vermögen von S 140,564.743-33 darstellen, nach
Maßgabe der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
rückwirkend mit 1. Jänner 1962 im Wege einer
Kapitalerhöhung gegen eine E rhöhung der Stamm-
einlage des Bundes, welche dem Einbringungswert
(Abs. 3) entspricht, in die „Österreichischer
Rundfunk Gesellschaft m. b . H . " (in der Folge
„Gesellschaft" genannt) einzubringen.

(2) In diesem Reinvermögen (Abs. 1) sind insbe-
sondere auch die in der beiliegenden Anlage I
angeführten Liegenschaften enthalten. Die zur
Verbücherung des Eigentumsüberganges vom
Bund auf die Gesellschaft erforderlichen Ein-
tragungen in die öffentlichen Bücher sind auf

Antrag der Gesellschaft unter Berufung auf
dieses Bundesgesetz durchzuführen; der Antrag
gilt, sofern er die Gegenzeichnung der Finanz-
prokuratur aufweist, als Urkunde im Sinne des
§ 33 des Allgemeinen Grundbuchsgesetzes, BGBl.
Nr . 39/1955.

(3) Mit Rücksicht auf die in den Bilanzwerten
zum 31 . Dezember 1961 enthaltenen stillen
Reserven ist der Einbringungswert mit
191,300.000 S festzusetzen.

§ 2. Einzubringendes sonstiges Vermögen.

Der Bundesminister für Finanzen wird ferner
ermächtigt, den dem Bund zustehenden
Anspruch auf die Übertragung des bücher-
lichen Eigentums an den in der Anlage II ange-
führten Liegenschaften gegen Gewährung von
Anteilsrechten im Nennwert von 15 Millionen
Schilling in die Gesellschaft einzubringen.

§ 3. Aufhebung der öffentlichen Ver-
waltung für das Rundspruchwesen.

Mit der Einbringung gemäß § 1 ist die öffent-
liche Verwaltung für das Österreichische Rund-
spruchwesen aufgehoben.

§ 4. Aufhebung von der Einbringung
entgegenstehenden gesetzlichen Vor-

schriften.
§ 6 a Abs. 1 des Gesetzes vom 6. März 1906,

RGBl. Nr. 58, über Gesellschaften mit beschränk-
ter Haftung in der geltenden Fassung findet auf
die Einbringungen gemäß §§ 1 und 2 keine An-
wendung. Das gleiche gilt hinsichtlich der Ein-
bringung des unter öffentlicher Verwaltung stehen-
den Vermögens für § 47 Abs. 2 und 3 des 1. Staats-
vertragsdurchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 165/
1956.

§ 5. Voraussetzungen der
Ermächtigungen.

Von den Ermächtigungen gemäß §§ 1 und 2
ist Gebrauch zu machen, falls die General-
versammlung der Gesellschaft beschließt,

a) das Stammkapital um die in § 1 Abs. 3 und
in § 2 angeführten Einbringungswerte zu
erhöhen und die neue Stammeinlage dem
Bund zur Erhöhung seiner bisherigen
Stammeinlage zur Übernahme anzubieten,

b) das Stammkapital nach erfolgter Erhöhung
um 173-5 Millionen Schilling herabzusetzen.

§ 6. Nachlaß von Bundesvorschüssen.
Mit dem Tage der Einbringung der in den

§§ 1 und 2 genannten Vermögenschaften in die
Gesellschaft erlischt deren Verpflichtung zur
Rückzahlung von Bundesvorschüssen im Betrage
von 71,728.057 S.
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§ 7. Nachlaß von Abgabenschulden.

Mit dem Tage der Einbringung der in § 1
genannten Vermögenschaften sind die bis 31. De-
zember 1961 bei der öffentlichen Verwaltung für
das Österreichische Rundspruchwesen angefallenen
und bisher gestundeten Abgabenschulden im
Gesamtbetrage bis zu 5,300.000 S abzuschreiben.

§ 8. Abgabenfreihei t .

(1) Vermögensvermehrungen, die bei der Gesell-
schaft und bei der öffentlichen Verwaltung für
das Österreichische Rundspruchwesen auf Grund
dieses Bundesgesetzes eintreten, unterliegen nicht
den Abgaben vom Einkommen und Ertrag.

(2) Die durch dieses Bundesgesetz veranlaßten
Rechtsvorgänge und die darüber errichteten

Urkunden sind von der Gesellschaftssteuer,
Grunderwerbssteuer und von den Stempel- und
Rechtsgebühren befreit.

§ 9. Vollzugsklausel .

Mit der Vollziehung der §§ 2, 7 und 8 ist das
Bundesministerium für Finanzen, mit der Voll-
ziehung des § 3 ist das Bundeskanzleramt, mit der
Vollziehung der §§ 4 und 5 sind das Bundesministe-
rium für Justiz und das Bundesministerium für
Finanzen je nach ihrem Wirkungsbereich und mit
der Vollziehung der übrigen Bestimmungen ist
das Bundesministerium für Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft betraut.

Schärf
Gorbach Klaus Broda Waldbrunner
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Anlage I

Verzeichnis
der gemäß § 1 einzubringenden Liegenschaften.
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Anlage II a

Verzeichnis
der gemäß § 2 einzubringenden Liegenschaften auf dem Küniglberg, Wien, XIII., Katastral-

gemeinde Lainz.
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Anlage II b
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2 2 0 . Bundesgesetz vom 12. Juli 1962, mit
dem das Marktordnungsgesetz abgeändert

wird (5. Marktordnungsgesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
(Verfassungsbestimmung.)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Marktordnungsgesetz, BGBl.
Nr. 276/1958, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 85/1960, 156/1960 und 168/1961 und
des Artikels II des vorliegenden Bundesgesetzes
enthalten sind, sowie die Vollziehung dieser Vor-
schriften sind für die Zeit vom Wirksamkeits-
beginn dieses Bundesgesetzes bis zum 31. Dezem-
ber 1963 auch hinsichtlich der Regelungen Bun-
dessache, hinsichtlich derer die vor dem 1. Jänner
1956 bestandene verfassungsgesetzliche Grund-
lage für Regelungen auf dem Gebiete der Milch-,
Getreide- und Viehwirtschaft (Artikel 10 Ab-
satz 1 Ziffer 15 des Bundes-Verfassungsgesetzes
in der Fassung von 1929) nicht mehr gegeben ist.

Artikel II.

Das Marktordnungsgesetz, BGBl. Nr. 276/
1958, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 85/1960, 156/1960 und 168/1961, wird abge-
ändert wie folgt:

1. § 7 a Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Beitrag gemäß Abs. 1 ist an den
Fonds zu entrichten; seine Höhe beträgt für das
Kilogramm Vollmilch S 0'0075. Für Rahm gelten
die Bestimmungen des § 5 Abs. 3 sinngemäß."

2. Im § 9 Abs. 4 haben an die Stelle der letzten
beiden Sätze folgende Bestimmungen zu treten:

„Die Verpflichtung zur Lieferung von Milch ent-
fällt, wenn der zu Beliefernde die branchen-
üblichen Liefer- und Zahlungskonditionen nicht
einhält oder wenn die Zustellung dem Bearbei-
tungs- und Verarbeitungsbetrieb wirtschaftlich
nicht zumutbar ist. Weiter entfällt die Verpflich-
tung zur Lieferung von Milch, ausgenommen
sterile Milch, wenn die Aufbewahrung und Ab-
gabe in einwandfreier guter Beschaffenheit (§ 3
Abs. 1) nicht gewährleistet ist. Ob eine Zustel-
lung wirtschaftlich nicht zumutbar ist oder ob
die Abgabe in einwandfreier guter Beschaffenheit
nicht gewährleistet ist, entscheidet im Streitfalle
der Fonds auf Antrag einer Partei."

3. § 22 Abs. 3 hat zu lauten:

„(a) Einfuhren der im § 20 genannten Waren
bedürfen der Bewilligung des Fonds. Soweit es
die Stabilität der Preise der im § 20 genannten
Waren und die Bedarfslage erfordern, hat der
Fonds die entsprechenden Einfuhren zu veran-
lassen. Zu diesem Zwecke hat er zu Anbotstel-

lungen für die in Aussicht genommenen Ein-
fuhren durch öffentliche Bekanntmachung aufzu-
fordern. Preisbasis für die Anbotstellungen ist
der Importabgabepreis, sofern der Fonds nicht
zur Erreichung der im § 21 Abs. 1 genannten
Ziele in der öffentlichen Bekanntmachung eine
andere Preisbasis bestimmt. Der Fonds hat den
preiswertesten Einfuhrantrag zu bewilligen. Bei
der Beurteilung der Preiswertigkeit hat der
Fonds auch auf die allgemeinen volkswirtschaft-
lichen Interessen (wie zum Beispiel die Bedürf-
nisse der Handels- und Devisenpolitik, die all-
gemeine Marktlage, die Marktbedürfnisse und
die handelsüblichen Gepflogenheiten) Bedacht zu
nehmen. Der Fonds kann, wenn sich die öffent-
liche Aufforderung zur Anbotstellung für die
österreichische Volkswirtschaft nachteilig auswir-
ken würde, von der öffentlichen Bekanntma-
chung Abstand nehmen und einen den jeweiligen
wirtschaftlichen Notwendigkeiten entsprechenden
Bewilligungsvorgang beschließen. Dies gilt insbe-
sondere bei den für die Teigwarenerzeugung
bestimmten Hartweizenmengen, wenn anzu-
nehmen ist, daß die erforderlichen Mengen und
Qualitäten durch öffentliche Bekanntmachung
nicht oder nicht termingerecht beschafft werden
können. Die Bewilligung des Fonds bildet die
Voraussetzung für die Erteilung der nach den
devisenrechtlichen Vorschriften und der nach den
Vorschriften über den Warenverkehr mit dem
Ausland erforderlichen Bewilligungen."

4. § 22 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Soweit es zur Erreichung der im § 21
Abs. 1 genannten Ziele notwendig ist, kann die
Bewilligung gemäß Abs. 3 mit Auflagen hinsicht-
lich der Herkunft und der Qualität, der Einfuhr-
zeit, der Durchführung des Transportes, der Ver-
teilung — bei Futtergetreide jedoch nur hinsicht-
lich der Lieferung in bestimmte Teile des Bun-
desgebietes —, der Lagerung und der Ersichtlich-
machung der ausländischen Herkunft der Ware
verbunden werden. Ebenso kann die Leistung
von Sicherstellungen für die Einhaltung der vor-
geschriebenen Auflagen angeordnet werden. Ist
der Einfuhrbewilligung eine öffentliche Auffor-
derung zur Anbotstellung (Abs. 3) vorange-
gangen, so dürfen nur jene Auflagen vorgeschrie-
ben werden, die in dieser Aufforderung genannt
waren; das gleiche gilt hinsichtlich der Vorschrei-
bung einer Sicherstellung."

5. Im § 22 Abs. 7 Z. 1 hat die lit. d zu lauten:

„d) im Postverkehr, sofern die Sendung bei
einem ausländischen Postamt aufgegeben
wird;"

6. § 28 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Auf den Importausgleich gemäß Abs. 1 und
2 finden die Bestimmungen der §§ 15 Abs. 3 bis
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6 und 8 sowie 16 bis 19, und zwar § 19 auch
auf den Importausgleich gemäß Abs. 4, sinn-
gemäß mit der Maßgabe Anwendung, daß der
Importausgleich, soweit er beim Import von
Brotgetreide und Mahlerzeugnissen eingehoben
wird — soweit erforderlich —, zur Stabilisierung
der Getreide-, Mehl- und Brotpreise, soweit er
beim Import von Futtermit teln eingehoben
wird — soweit erforderlich —, zur Sicherung der
inländischen Futtermit telproduktion und des Ab-
satzes von Tieren und tierischen Erzeugnissen,
zum Transportausgleich für Futtermittel , zur
Förderung der Produktivität und Qualitätssteige-
rung in der Viehwirtschaft, zum Ausbau der
Milchleistungskontrolle sowie für Maßnahmen
zur Festigung des Bergbauerntums zu verwenden
ist."

7. § 35 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Einfuhren der im § 33 genannten Waren
bedürfen der Bewilligung des Fonds. Soweit es
die Stabilität der Preise der im § 33 genannten
"Waren und die Bedarfslage erfordern, hat der
Fonds die entsprechenden Einfuhren zu veran-
lassen. Zu diesem Zweck hat er zu Anbotstel-
lungen für die in Aussicht genommenen Einfuh-
ren durch öffentliche Bekanntmachung aufzufor-
dern. Anläßlich der Anbotstellung hat der Im-
porteur dem Fonds die Ober- und die Unter -
grenze des Preises mitzuteilen, zu dem — zuzüg-
lich des allenfalls gemäß § 36 zu entrichtenden
Importausgleiches — er im Falle des Zuschlages
die Ware zu verkaufen beabsichtigt. Der Fonds
hat den preiswertesten Einfuhrantrag zu bewil-
ligen. Bei der Beurteilung der Preiswertigkeit hat
der Fonds auch auf die allgemeinen volkswirt-
schaftlichen Interessen (wie zum Beispiel die Be-
dürfnisse der Handels- und Devisenpolitik, die
allgemeine Marktlage, die Marktbedürfnisse und
die handelsüblichen Gepflogenheiten) Bedacht zu
nehmen. Der Fonds kann, wenn sich die öffent-
liche Aufforderung zur Anbotstellung für die
österreichische Volkswirtschaft nachteilig auswir-
ken würde, von der öffentlichen Aufforderung
Abstand nehmen und einen den jeweiligen wirt-
schaftlichen Notwendigkeiten entsprechenden
Bewilligungsvorgang beschließen. Die Bewilligung
des Fonds bildet die Voraussetzung für die Er-
teilung der nach den devisenrechtlichen Vor-
schriften und der nach den Vorschriften über den
Warenverkehr mit dem Ausland erforderlichen
Bewilligungen."

8. § 35 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Soweit es zur Erreichung der im § 34
Abs. 1 genannten Ziele notwendig ist, kann die
Bewilligung gemäß Abs. 3 mit Auflagen hinsicht-
lich der Herkunft und der Qualität, der Einfuhr-
zeit, der Durchführung des Transportes, der
Lagerung und der Inverkehrsetzung über den

Markt verbunden werden; für Schweineschmalz
und — soweit diese Waren für Zwecke der
Schmalzerzeugung importiert werden — auch für
Schweinespeck und Schweinefilz sind auch Auf-
lagen hinsichtlich der Verwendung und der Ver-
teilung zulässig. Ferner kann der Fonds bei
überwiegend für Zwecke der Fleisch- und Fett-
warenerzeugung bestimmten Einfuhren die Er-
teilung der Bewilligung davon abhängig machen,
daß ein Vorvertrag mit einem einschlägigen Ver-
arbeitungsbetrieb oder einer Marktagentur bei-
gebracht wird. Weiter kann die Leistung von
Sicherstellungen für die Einhaltung der vorge-
schriebenen Auflagen angeordnet werden. Ist der
Einfuhrbewilligung eine öffentliche Aufforde-
rung zur Anbotstellung (Abs. 3) vorangegangen,
so dürfen nur jene Auflagen vorgeschrieben wer-
den, die in dieser Aufforderung genannt waren;
das gleiche gilt hinsichtlich der Vorschreibung
einer Sicherstellung."

9. Im § 35 Abs. 8 Z. 1 hat die lit. d zu lauten:

„d) im Postverkehr, sofern die Sendung bei
einem ausländischen Postamt aufgegeben
wird;"

10. Im § 38 haben an die Stelle der bisherigen
Abs. 3 bis 6 folgende Bestimmungen zu treten:

„(3) Sollte die Anlieferung von Schweinen
einen derartigen Umfang annehmen, daß von
Maßnahmen nach Abs. 1 keine unmittelbaren
und anhaltenden Auswirkungen auf die Stabili-
sierung der Preise zu erwarten sind, kann Perso-
nen, denen aus dem eigenen Betrieb keine
geeigneten Futtermittel zur Verfügung stehen,
durch Verordnung des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft die Hal tung von mehr
als fünf Schweinen insofern untersagt oder
beschränkt werden, als sich eine solche Maß-
nahme zur Anpassung der Schweinebestände an
die Aufnahmefähigkeit des heimischen Marktes
und die Möglichkeiten der Ausfuhr als notwendig
erweist.

(4) Unter den Voraussetzungen des Abs. 3
kann ferner die Hal tung von mehr als
100 Schweinen durch Verordnung des Bundes-
ministeriums für Land- und Forstwirtschaft nach
Anhörung des Viehverkehrsfonds für jeder-
mann verboten werden. In dieser Verord-
nung ist auch vorzusehen, daß das Bundesmini-
sterium für Land und Forstwirtschaft im Einzel-
fall eine Ausnahme von dem Verbot zu bewilli-
gen hat, wenn dieses Verbot die wirtschaftliche
Lebensfähigkeit eines landwirtschaftlichen Be-
triebes gefährden würde und eine solche Bewilli-
gung mit den Zielen des § 34 Abs. 1 vereinbar ist.

(5) Tiere unter zwölf Wochen sind in die nach
Abs. 3 und 4 in Betracht kommenden Höchst-
zahlen nicht einzurechnen.
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(6) Jedermann ist verpflichtet, den mit der
Durchführung der Abs. 1 bis 5 und der auf ihrer
Grundlage erlassenen Verordnungen befaßten
Stellen und deren Organen auf Verlangen die zur
Ermittlung des Umfanges seiner Schweinehaltung
erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß zu ma-
chen.

(7) Die mit der Durchführung der Bestimmun-
gen der Abs. 1 bis 5 und der auf ihrer Grundlage
erlassenen Verordnungen befaßten Stellen sind
berechtigt, die Richtigkeit der gemäß Abs. 6 zu
erstattenden Nachweise, Auskünfte und Angaben
sowie die Ausführung der getroffenen Maßnah-
men durch Einsichtnahme in die in Betracht
kommenden Aufzeichnungen zu überprüfen.

(8) Den Erhebungsorganen ist auf Verlangen
die Besichtigung der Schweineställe und sonstigen
Örtlichkeiten zu gestatten, in denen Schweine
gehalten werden oder gehalten werden können.

(9) Gesetzliche Bestimmungen auf dem Gebiete
der Veterinärpolizei, die den Personenverkehr
beschränken, gelten auch für die auf Grund der
Abs. 7 und 8 einschreitenden Organe. Fachlich
begründete Vorbeugungsmaßnahmen zur Ver-
hinderung einer Seuchenverschleppung müssen
von diesen Organen beachtet werden."

11. § 52 Abs. 2 bis 4 haben die Absatzbezeich-
nung „(1)" bis „(3)" zu erhalten.

12. Im § 53 haben zu lauten:

Abs. 1 erster Unterabsatz:
„Wer den Bestimmungen des § 12 Abs. 3

zweiter Satz, § 14 Abs. 1, 2 erster oder zweiter
Satz oder 3, § 22 Abs. 6, § 27 Abs. 1, 2 oder 4,
§ 35 Abs. 7 oder § 38 Abs. 6 bis 8,"

Abs. 1 vierter Unterabsatz:
„wer erstmalig einer Verordnung oder einem

Bescheid, die auf Grund des § 29, § 30, § 37 a
Abs. 1 oder § 38 Abs. 1 bis 4 erlassen worden
sind,"

Abs. 2 drit ter und vierter Unterabsatz:
„wer einer Verordnung oder einem Bescheid,

die auf Grund des § 9 Abs. 4 dri t ter oder sieben-
ter Satz, § 10 Abs. 2, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 2
oder 3 erster Satz, § 13 Abs. 3 oder § 39 Abs. 1
oder 2 erlassen worden sind, oder

wer im Wiederholungsfall einer Verordnung
oder einem Bescheid, die auf Grund des § 29,
§ 30, § 37 a Abs. 1 oder § 38 Abs. 1 bis 4 erlassen
worden sind, zuwiderhandelt, oder"

13. Im § 56 Abs. 1 hat der zweite Halbsatz
zu lauten:

„er verliert seine Wirksamkeit am 31. Dezember
1963."

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
hinsichtlich des Artikels I die Bundesregierung
und hinsichtlich des Artikels II das Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft im Ein-
vernehmen mit den beteiligten Bundesministe-
rien betraut.

Schärf
Gorbach Pittermann Afritsch Broda
Drimmel Proksch Klaus Hartmann
Bock Waldbrunner Schleinzer Kreisky

2 2 1 . Bundesgesetz v o m 12. Jul i 1962, mi t
dem das Wehrgesetz neuerlich abgeänder t

wird (Wehrgesetz-Novelle 1962).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Wehrgesetz, BGBl. Nr . 181/1955, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 310/1960,
wird wie folgt abgeändert:

1. § 1 hat zu lauten:

„§ 1. W e h r s y s t e m.

(1) Jeder österreichische Staatsbürger männ-
lichen Geschlechtes ist nach Maßgabe dieses Bun-
desgesetzes wehrpflichtig.

(2) Das Bundesheer als die bewaffnete Macht
der Republik Österreich wird auf Grund der
allgemeinen Wehrpflicht gebildet und ergänzt.

(3) Dem Bundesheer gehören an:
a) Personen, die zum ordentlichen oder außer-

ordentlichen Präsenzdienst einberufen sind,
vom Beginn des Tages, für den sie ein-
berufen worden sind, bis zum Ablauf des
Tages, an dem sie entlassen werden,

b) zeitverpflichtete Soldaten,
c) Berufsoffiziere und
d) Beamte und Vertragsbedienstete, die nach

§ 11 oder § 49 Abs. 6 zur Ausübung einer
Unteroffiziersfunktion herangezogen wer-
den, für die Dauer dieser Heranziehung.

(4) Die im Abs. 3 genannten Personen (Ange-
hörige des Bundesheeres) sind Soldaten und bil-
den den Präsenzstand. Soldaten sind Offiziere,
Unteroffiziere, Chargen oder Soldaten ohne
Chargengrad (Wehrmänner).

(5) Der Stand an Chargen wird aus dem Stand
entsprechend ausgebildeter Soldaten ohne Char-
gengrad, der Stand an Unteroffizieren aus ent-
sprechend ausgebildeten Chargen und der Stand
an Offizieren aus entsprechend ausgebildeten
Unteroffizieren gebildet und ergänzt.

(6) Den Zwecken des Bundesheeres dient die
Heeresverwaltung. Die Angehörigen der Heeres-
verwaltung sind Beamte und Vertragsbedienstete.
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(7) Die Reserve umfaßt alle Wehrpflichtigen,
die nicht dem Präsenzstand angehören (Wehr-
pflichtige der Reserve)."

2. § 5 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Beim Bundeskanzleramt wird ein Landes-
verteidigungsrat errichtet. Dem Landesverteidi-
gungsrat gehören an: der Bundeskanzler, der
Vizekanzler, der Bundesminister für Landesver-
teidigung (Staatssekretär), die jeweils zur Be-
ratung heranzuziehenden sachlich beteiligten
Bundesminister (Staatssekretäre), ein vom Bun-
desminister für Landesverteidigung zu bestim-
mender hiefür geeigneter Beamter des Bundes-
ministeriums für Landesverteidigung, der Gene-
raltruppeninspektor und zwei Vertreter der im
Hauptausschuß des Nationalrates vertretenen
politischen Parteien, die von diesen Parteien im
Verhältnis ihrer Vertretung im Hauptausschuß
des Nationalrates zu entsenden sind. Die Ein-
berufung des Landesverteidigungsrates und der
Vorsitz in diesem obliegen dem Bundeskanzler.
Zu den Sitzungen des Landesverteidigungsrates
ist ein Beamter der Präsidentschaftskanzlei als
Beobachter einzuladen."

3. Die Abs. 3 und 4 des § 5 haben zu lauten:
„(3) Der Landesverteidigungsrat ist in mili-

tärischen Angelegenheiten zu hören, die nach
Ansicht des Bundeskanzlers (des Vizekanzlers,
des Bundesministers für Landesverteidigung) von
grundsätzlicher Bedeutung sind, sowie in son-
stigen Angelegenheiten der Landesverteidigung,
die über die Zuständigkeit des Bundesministe-
riums für Landesverteidigung hinausgehen.

(4) Dem Landesverteidigungsrat obliegt es
ferner, Empfehlungen für Maßnahmen in Ange-
legenheiten der Landesverteidigung zu erteilen."

4. Die Abs. 1, 2 und 3 des § 6 haben zu
lauten:

„(1) ( V e r f a s s u n g s b e s t i m m u n g . ) Beim
Bundesministerium für Landesverteidigung wird
eine Beschwerdekommission in militärischen An-
gelegenheiten eingerichtet. Der Beschwerdekom-
mission gehören ein vom Nationalrat zu be-
stellender Vorsitzender und vier Vertreter der
im Hauptausschuß des Nationalrates vertretenen
politischen Parteien an. Die Vertreter der politi-
schen Parteien sind von diesen nach dem Ver-
hältnis ihrer Vertretung im Hauptatisschuß des
Nationalrates zu entsenden.

(2) Der Beschwerdekommission sind als be-
ratende Organe der Generaltruppeninspektor
und ein vom Bundesminister für Landesverteidi-
gung zu bestimmender hiefür geeigneter Beamter
beigegeben.

(3) Die Beschwerdekommission hat unmittel-
bar oder mittelbar eingebrachte Beschwerden von
Personen, die sich freiwillig einer Stellung unter-
ziehen, von Stellungspflichtigen, von Wehr-
pflichtigen der Reserve, die an Inspektionen oder

Instruktionen teilnehmen (§ 33 a), und von
Soldaten entgegenzunehmen, zu prüfen und
über ihre Erledigung Empfehlungen zu beschlie-
ßen."

Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4.

5. § 10 hat zu lauten:

„§ 10. Z e i t v e r p f l i c h t e t e S o l d a t e n .

(1) Personen, die über die im § 28 Abs. 4
genannte Zeit hinaus Präsenzdienst leisten oder
geleistet haben (§ 28 Abs. 5), können nach den
jeweiligen militärischen Erfordernissen auf Grund
freiwilliger Meldung auf Zeit verpflichtet werden
(zeitverpflichtete Soldaten). Die Höchstdauer der
Zeitverpflichtung beträgt neun Jahre.

(2) Die freiwillige Meldung zur Zeitverpflich-
tung ist beim zuständigen Ergänzungskommando
oder im Stellungsverfahren vor der Stellungs-
kommission schriftlich einzubringen. Personen,
die den ordentlichen Präsenzdienst leisten, haben
die Meldung bei jener militärischen Dienststelle
schriftlich einzubringen, der sie zur Dienstlei-
stung zugeteilt sind.

(3) Wehrpflichtige, die zeitverpflichtete Sol-
daten waren, führen nach Ablauf der Zeitver-
pflichtung ihre Dienstgradbezeichnung mit dem
Zusatz ,der Reserve (d. Res.)'."

6. § 11 hat zu lauten:

„§ 11. H e r a n z i e h u n g v o n B e a m t e n
u n d V e r t r a g s b e d i e n s t e t e n z u r A u s -
ü b u n g e i n e r U n t e r o f f i z i e r s f u n k -

t i o n .

(1) Wehrpflichtige, die dem Personalstand des
Bundesministeriums für Landesverteidigung als
Beamte der Allgemeinen Verwaltung der Ver-
wendungsgruppen E bis C, als Beamte in hand-
werklicher Verwendung, als Vertragsbedienstete
der Entlohnungsgruppen e bis c oder als Ver-
tragsbedienstete des Entlohnungsschemas II ange-
hören, Chargen oder Unteroffiziere der Reserve
sind und das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, können, wenn militärische Rücksichten es
erfordern, nach Maßgabe ihrer Dienstfähigkeit
vom Bundesministerium für Landesverteidigung
zur Ausübung einer Unteroffiziersfunktion
herangezogen werden.

(2) Die im Abs. 1 genannten Personen können
nur mit ihrer Zustimmung zur Ausübung einer
Unteroffiziersfunktion herangezogen werden.

(3) Die Heranziehung zur Ausübung einer
Unteroffiziersfunktion endet, sofern sie nicht
früher aus militärischen Rücksichten aufgehoben
worden ist oder nicht früher eine der im Abs. 1
genannten Voraussetzungen für die Heranziehung
weggefallen ist, mit Vollendung des 40. Lebens-
jahres.
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(4) Beamte der Heeresverwaltung der Verwen-
dungsgruppen E bis C und Vertragsbedienstete
der Heeresverwaltung der Entlohnungsgruppen
e bis c, die am Tage vor dem Inkrafttreten des
Bundesgesetzes BGBl. Nr . 221/1962 zur Aus-
übung einer Unteroffiziersfunktion herangezogen
waren und zu diesem Zeitpunkt das 40. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hatten, gelten, sofern
sie ihre Zustimmung hiezu erteilen, als nach
Abs. 1 zur Ausübung einer Unteroffiziersfunk-
tion herangezogen."

7. § 14 hat zu lauten:

„§ 14. A u f n a h m e b e d i n g u n g e n .

(1) In das Bundesheer dürfen nur österreichi-
sche Staatsbürger männlichen Geschlechtes mit
voller geistiger und körperlicher Eignung aufge-
nommen werden, die das 18. Lebensjahr voll-
endet haben.

(2) Österreichische Staatsbürger männlichen
Geschlechtes, die das 17. Lebensjahr vollendet
haben und ledigen Standes sind, können auf
Grund freiwilliger Meldung den Präsenzdienst
vorzeitig ableisten."

8. § 15 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die im § 14 Abs. 2 genannten Personen
gelten vom Beginn des Tages, für den sie ein-
berufen worden sind, als Wehrpflichtige."

9. § 16 hat zu lauten:

„§ 16. P f l i c h t e n d e r W e h r p f l i c h -
t i g e n .

(1) Die Wehrpflicht umfaßt die Stellungspflicht,
die Pflicht zur Dienstleistung im Präsenzstand,
die Pflicht zur Teilnahme an Inspektionen und
Instruktionen sowie die Pflicht zur Verwahrung
von Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenständen.

(2) Wehrpflichtige Personen haben bei jeder
Anmeldung für eine Unterkunftsdauer von
mehr als zwei Monaten im Sinne des Melde-
gesetzes 1954, BGBl. Nr . 175, einen zusätzlichen
Meldezettel auszufüllen und der Meldebehörde
zu übergeben. Die Meldebehörden sind ver-
pflichtet, die zusätzlichen Meldezettel unverzüg-
lich dem zuständigen Ergänzungskommando zu
übermitteln.

(3) Wenn militärische Rücksichten es erfordern,
kann durch Verordnung des Bundesministeriums
für Landesverteidigung bestimmt werden, daß
Angehörige wehrpflichtiger Jahrgänge zum Ver-
lassen des Bundesgebietes einer Bewilligung des
zuständigen Ergänzungskommandos bedürfen."

10. Im § 17 Abs. 1 hat der erste Satz zu
lauten:

„Für die Erfassung, Stellung und Einberufung
der Wehrpflichtigen wird das Bundesgebiet in
Ergänzungsbereiche eingeteilt."

11. § 18 hat zu lauten:

„§ 18. E r g ä n z u n g s k o m m a n d o s .

Innerhalb jedes Ergänzungsbereiches ist für die
Erfassung, Stellung und Einberufung der Wehr-
pflichtigen ein Ergänzungskommando einzurich-
ten. Den militärischen Erfordernissen entspre-
chend können zusätzlich Ergänzungskommandos
errichtet werden, deren Wirkungsbereiche über
ein einzelnes Bundesland hinausgehen."

12. § 19 hat zu lauten:

„§ 19. S t e l l u n g s k o m m i s s i o n e n .

Zur Durchführung der Stellung der Wehr-
pflichtigen hat sich das Ergänzungskommando
der Stellungskommissionen zu bedienen."

13. § 20 Abs. 2 hat zu entfallen.

14. § 21 hat zu lauten:

„§ 21. A u f g a b e n d e r S t e l l u n g s -
k o m m i s s i o n e n .

(1) Den Stellungskommissionen obliegt, soweit
ihnen nicht in anderen Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes oder in anderen Rechtsvorschrif-
ten weitere Aufgaben übertragen sind,

a) die Feststellung der Eignung der Stellungs-
pflichtigen und der Personen, die sich frei-
willig zur vorzeitigen Ableistung des Prä-
senzdienstes gemeldet haben, zum Wehr-
dienst,

b) die Entgegennahme der Wünsche der Stel-
lungspflichtigen und der Personen, die sich
freiwillig zur vorzeitigen Ableistung des
Präsenzdienstes gemeldet haben, hinsichtlich
der Zuteilung zu Waffen- und Truppen-
gattungen sowie zu Truppenkörpern.

(2) Die Stellungskommissionen haben die Eig-
nung der im Abs. 1 genannten Personen zum
Wehrdienst nach Erstattung des Gutachtens
des untersuchenden Arztes mit einem der folgen-
den Beschlüsse festzustellen: ,Tauglich zum
Dienst mit der Waffe', ,Tauglich zum Dienst
ohne Waffe', ,Vorübergehend untauglich',
,Untauglich'. Erscheint für diese Feststellung eine
fachärztliche Untersuchung erforderlich, sind die
im Abs. 1 genannten Personen von den Stellungs-
kommissionen einer solchen Untersuchung zuzu-
führen.

(3) Stellungspflichtige, bei denen eine vorüber-
gehende Untauglichkeit festgestellt wurde, haben
sich nach Ablauf der von der Stellungskommis-
sion für die voraussichtliche Dauer ihrer vorüber-
gehenden Untauglichkeit festgesetzten Frist der
nächstfolgenden Stellung zu unterziehen.

(4) Personen, die sich freiwillig einer Stellung
unterzogen haben und bei denen eine vorüber-
gehende Untauglichkeit festgestellt wurde, sind
für die Dauer dieser vorübergehenden Untaug-
lichkeit von der Stellungspflicht nach § 23 be-
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freit. Sofern jedoch während dieser Zeit die An-
gehörigen ihres Jahrganges zur Stellung nach
§ 23 aufgefordert wurden, haben sie sich nach
Ablauf der von der Stellungskommission für die
voraussichtliche Dauer ihrer vorübergehenden
Untauglichkeit festgesetzten Frist der nächstfol-
genden Stellung zu unterziehen.

(5) Stellungspflichtige und Personen, die sich
freiwillig einer Stellung unterzogen haben, unter-
liegen, wenn durch den Beschluß der Stellungs-
kommission festgestellt wurde, daß sie zum
Wehrdienst untauglich sind, nicht mehr der Stel-
lungspflicht nach § 23.

(6) Gegen die Beschlüsse der Stellungskommis-
sionen nach Abs. 2 ist kein ordentliches Rechts-
mittel zulässig. Die Stellungskommissionen haben
den im Abs. 1 genannten Personen über diese
Beschlüsse eine Bescheinigung auszustellen."

15. § 22 hat zu lauten:

„§ 22. M i t w i r k u n g d e r B e z i r k s v e r -
w a l t u n g s b e h ö r d e n , d e r B u n d e s -
p o l i z e i b e h ö r d e n u n d d e r G e m e i n -
d e n b e i d e r E r f a s s u n g , S t e l l u n g
u n d E i n b e r u f u n g d e r W e h r p f l i c h -

t i g e n .

(1) Bezirksverwaltungsbehörden, Bundespolizei-
behörden und Gemeinden haben auf Weisung
des zuständigen Ergänzungskommandos, im Falle
der lit. d auch auf Verlangen der Stellungs-
kommissionen, an der Erfassung, Stellung und
Einberufung der Wehrpflichtigen und der Per-
sonen, die sich freiwillig zur vorzeitigen Ablei-
stung des Präsenzdienstes gemeldet haben, mit-
zuwirken:

a) durch Anlage von Erfassungsblättern über
die Angehörigen Stellungspflichtiger Jahr-
gänge und Übermittlung dieser Erfassungs-
blätter an das zuständige Ergänzungskom-
mando sowie bei der Anlage von Erfas-
sungsblättern über andere Wehrpflichtige,

b) durch Beistellung der für die Durchführung
der Stellungen erforderlichen Räume samt
den notwendigen Einrichtungsgegenständen
und der erforderlichen Beheizung und Be-
leuchtung,

c) durch zwangsweise Vorführung von Stel-
lungspflichtigen,

d) bei der Identitätsfeststellung der Stellungs-
pflichtigen.

(2) Bezirksverwaltungsbehörden und Gemein-
den haben überdies auf Weisung des zuständigen
Ergänzungskommandos mitzuwirken:

a) bei der Kundmachung der allgemeinen Auf-
forderung sowie bei der Zustellung der
besonderen Aufforderung zur Stellung,

b) bei der allgemeinen Bekanntmachung der
Einberufung und bei der Zustellung von

Einberufungsbefehlen in den Fällen des § 2
einschließlich der hiefür notwendigen Vor-
bereitungsmaßnahmen,

c) durch Beistellung von Amtsärzten.
(3) Gemeinden, in denen Stellungskommis-

sionen tagen, haben die erforderlichen Räumlich-
keiten und das notwendige Inventar kostenlos
beizustellen."

16. Die Überschrift zu § 24 hat zu lauten:

„§ 24. S t e l l u n g s p f l i c h t d e r W e h r -
p f l i c h t i g e n i m A u s l a n d . "

17. Die Absatzbezeichnung „(1)" sowie die
Abs. 2 und 3 im § 24 haben zu entfallen.

18. § 26 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Wehrpflichtige hat den Antrag auf
Freistellung vom Wehrdienst mit der Waffe
beim zuständigen Ergänzungskommando oder im
Stellungsverfahren bei der Stellungskommission
schriftlich einzubringen oder mündlich zu Pro-
tokoll zu geben. Die Einbringung des Antrages
nach Zustellung des Einberufungsbefehles oder
nach allgemeiner Bekanntmachung der Einberu-
fung zum Präsenzdienst ist unzulässig."

19. § 26 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Für das Beweisverfahren hat die Kommis-
sion die Bestimmungen der §§ 45 bis 55 des All-
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950,
BGBl. Nr. 172, (,Beweise') sinngemäß anzuwen-
den. Die Kommission hat ein Gutachten über den
Antrag des Waffendienstverweigerers, mit An-
trägen versehen, dem Bundesministerium für
Landesverteidigung binnen drei Monaten nach
amtlicher Kenntnisnahme von der Antragstellung
zur Entscheidung zu übermitteln. Über den An-
trag ist nach Maßgabe der Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950
zu entscheiden."

20. Die Abs. 1 und 2 des § 28 haben zu lauten:

„(1) Wehrpflichtige und Personen, die sich frei-
willig zur vorzeitigen Ableistung des Präsenz-
dienstes gemeldet haben, werden durch das zu-
ständige Ergänzungskommando zum Präsenz-
dienst einberufen. Die Einberufung wird mit der
Zustellung des Einberufungsbefehles wirksam.
Die Einberufung kann, wenn es militärische
Rücksichten erfordern, auch durch eine allge-
meine Bekanntmachung erfolgen, in der der Ort ,
an dem der Präsenzdienst anzutreten ist, sowie
der Zeitpunkt des Beginnes des Präsenzdienstes
zu bestimmen sind. Die allgemeine Bekanntma-
chung ist durch Anschlag an den Amtstafeln der
Gemeinden, sofern dies aber aus militärischen
Rücksichten nicht möglich ist, in anderer geeig-
neter Weise — so insbesondere durch Rundfunk
oder sonstige akustische Mittel — kundzu-
machen.
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(2) Wehrpflichtige und Personen, die sich frei-
willig zur vorzeitigen Ableistung des Präsenz-
dienstes gemeldet haben, sind nach Eignung und
Bedarf den einzelnen Truppenkörpern zuzuwei-
sen, wobei die vor der Stellungskommission vor-
gebrachten Wünsche — soweit militärische Rück-
sichten dem nicht entgegenstehen — zu berück-
sichtigen sind. Bei der Zuweisung der Einberufe-
nen zu den Truppenkörpern soll — soweit mili-
tärische Rücksichten dem nicht entgegenstehen —
auf den erlernten Beruf, auf die sonst nachge-
wiesenen Fachkenntnisse und auf die landsmann-
schaftliche Herkunf t Bedacht genommen wer-
den."

21. § 28 Abs. 7 hat zu lauten:

„(7) Zu Waffenübungen (Abs. 6) dürfen die
Wehrpflichtigen jeweils nur für die Höchstdauer
von insgesamt vier Wochen innerhalb von zwei
Jahren herangezogen werden. Wird ein Wehr-
pflichtiger erstmalig zur Ableistung einer Waf-
fenübung herangezogen, so hat diese vier
Wochen zu dauern. Jede weitere Waffenübung
hat mindestens zwei Wochen zu dauern."

22. § 29 hat zu lauten:

„§ 29. A u s s c h l u ß v o n d e r E i n b e r u -
f u n g , B e f r e i u n g v o n d e r V e r -
p f l i c h t u n g z u r L e i s t u n g d e s P r ä -
s e n z d i e n s t e s u n d A u f s c h u b d e r

E i n b e r u f u n g .

(1) Von der Einberufung in das Bundesheer
sind ausgeschlossen:

a) Personen, die zu einer Freiheitsstrafe ver-
urteilt worden sind und einen Strafauf-
schub (§§ 401, 401 a der Strafprozeßord-
nung 1960, BGBl. Nr . 98) bewilligt er-
hielten, für die Dauer dieses Aufschubes
sowie Personen, die sich in Haft befinden,
für die Dauer der Haft,

b) Personen, gegen die auf Unterbringung in
einem Arbeitshaus erkannt wurde, für die
Dauer dieser Unterbringung,

c) Personen, die wegen Geisteskrankheit oder
Geistesschwäche voll oder beschränkt ent-
mündigt sind, für die Dauer der Entmündi -
gung.

(2) Von der Verpflichtung zur Leistung des
ordentlichen Präsenzdienstes können Wehrpflich-
tige befreit werden, und zwar:

a) von Amts wegen, wenn und solange es
militärische Rücksichten oder sonstige
öffentliche Interessen — insbesondere ge-
samtwirtschaftliche oder familienpolitische
Interessen — erfordern,

b) auf Antrag der Wehrpflichtigen, wenn und
solange es besonders rücksichtswürdige
wirtschaftliche oder familiäre Interessen er-
fordern.

(3) Von der Verpflichtung zur Leistung des
außerordentlichen Präsenzdienstes können Wehr-
pflichtige befreit werden, und zwar:

a) von Amts wegen, wenn und solange es
die im Abs. 2 lit. a angeführten Gründe
erfordern,

b) auf Antrag der Wehrpflichtigen, wenn und
solange es die im Abs. 2 lit. b angeführten
Gründe erfordern.

(4) Von der Verpflichtung zur Leistung des
außerordentlichen Präsenzdienstes sind Wehr-
pflichtige — sofern militärische Erfordernisse
nicht entgegenstehen — von Amts wegen oder
auf Antrag der Dienstbehörde (des Dienstgebers)
zu befreien, wenn und solange die Wehrpflich-
tigen

a) als Arbeiter oder Angestellte der Gebiets-
körperschaften oder der von diesen ver-
walteten Stiftungen, Anstalten, Fonds oder
Betriebe in dieser Tätigkeit unentbehrlich
sind,

b) als Arbeiter oder Angestellte der dem
öffentlichen Verkehr dienenden Eisenbahn-,
Schiffahrt-, Luftfahrt- oder Kraftwagen-
linien oder sonstigen Unternehmungen im
Interesse eines ungestörten öffentlichen
Verkehrs unentbehrlich sind, soweit sie
nicht schon unter lit. a fallen.

(5) Anträge nach
a) Abs. 2 lit. b sind beim zuständigen Er-

gänzungskommando oder im Stellungsver-
fahren bei der Stellungskommission,

b) Abs. 3 lit. b und Abs. 4 sind beim zustän-
digen Ergänzungskommando

schriftlich einzubringen oder mündlich zu Proto-
koll zu geben. Entscheidungen nach den Abs. 2,
3 und 4 hat das Bundesministerium für Landes-
verteidigung zu treffen.

(6) Tauglichen, die
a) Schüler der beiden obersten Jahrgänge einer

öffentlichen höheren Schule oder einer
höheren Schule mit Öffentlichkeitsrecht
sind, sowie Tauglichen, die sonst in einer
Berufsvorbereitung stehen und durch eine
Unterbrechung dieser Vorbereitungszeit be-
deutenden Nachteil erleiden würden, oder
die andere rücksichtswürdige Umstände
nachweisen,

b) einem Hochschulstudium obliegen oder sich
nach dessen Abschluß auf eine zugehörige
Prüfung vorbereiten,

c) Ärzte im Sinne des § 2 Abs. 2 des Ärzte-
gesetzes, BGBl. Nr . 92/1949, sind,

ist — sofern militärische Erfordernisse nicht ent-
gegenstehen — auf deren Antrag der Antr i t t
des ordentlichen Präsenzdienstes bis längstens
1. Oktober des Jahres, in dem die in lit. a Ge-
nannten das 25. Lebensjahr, die in lit. b Ge-
nannten das 28. Lebensjahr und die in lit. c
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Genannten das 30. Lebensjahr vollenden, auf-
zuschieben. Die Anträge sind beim zuständigen
Ergänzungskommando oder im Stellungsver-
fahren bei der Stellungskommission schriftlich
einzubringen oder mündlich zu Protokoll zu
geben. Über diese Anträge entscheidet das zustän-
dige Ergänzungskommando."

23. § 30 hat zu lauten:

„§ 30. D i e n s t z e i t d e r P r ä s e n z d i e n s t -
p f l i c h t i g e n .

(1) Die Dienstzeit der zur Leistung des Prä-
senzdienstes im Bundesheer Einberufenen beginnt
mit dem Tage, für den sie einberufen sind.

(2) In die Dienstzeit werden nicht eingerech-
net:

a) die Zeit einer Desertion oder eigenmäch-
tigen Entfernung, beginnend mit dem auf
eine solche Entweichung folgenden Tag bis
einschließlich des Tages der Selbststellung
oder Aufgreifung,

b) die Zeit, während der sich ein Wehrpflich-
tiger durch listige Umtriebe, durch Selbst-
beschädigung oder durch vorsätzliche Nicht-
befolgung des Einberufungsbefehles dem
Dienst entzogen hat,

c) die auf Grund eines gerichtlichen oder ver-
waltungsbehördlichen Erkenntnisses in
Strafhaft zugebrachte Zeit; eine Unter -
suchungs- oder Verwahrungshaft ist im
Falle der Verurteilung der Strafhaft gleich-
zuhalten, auch wenn sie i n die Strafhaft
nicht eingerechnet wird,

d) die Zeit der Unterbringung in einem Ar-
beitshaus."

24. § 32 hat zu lauten:

„§ 32. E n t l a s s u n g u n d A u f s c h u b
d e r E n t l a s s u n g a u s d e m P r ä s e n z -

d i e n s t .

(1) Wehrpflichtige sind aus dem Präsenzdienst
zu entlassen und in die Reserve rückzuversetzen:

a) regelmäßig nach beendetem ordentlichen
Präsenzdienst,

b) nach Beendigung eines außerordentlichen
Präsenzdienstes.

(2) Bei außergewöhnlichen Verhältnissen kann
der Bundespräsident die Rückversetzung von
Wehrpflichtigen in die Reserve t rotz abgelei-
stetem ordentlichen Präsenzdienst vorläufig auf-
schieben.

(3) Wehrpflichtige sind vom Bundesministerium
für Landesverteidigung vorzeitig aus dem Prä-
senzdienst zu entlassen, wenn sich nach der Ein-
berufung herausstellt, daß die im § 29 Abs. 1
genannten Voraussetzungen, die von der Ein-
berufung in das Bundesheer ausschließen, zur
Zeit der Einberufung gegeben waren.

(4) Wehrpflichtige können, sofern einer der
im § 29 Abs. 2 angeführten Gründe während
der Ableistung des Präsenzdienstes eintritt ,

a) aus den im § 29 Abs. 2 lit. a angeführten
Gründen von Amts wegen,

b) aus den im § 29 Abs. 2 lit. b angeführten
Gründen auf Antrag der Wehrpflichtigen

vorzeitig aus dem Präsenzdienst entlassen und
in die Reserve rückversetzt werden.

(5) Wehrpflichtige sind — sofern militärische
Erfordernisse nicht entgegenstehen — von Amts
wegen oder auf Antrag der Dienstbehörde (des
Dienstgebers) vorzeitig aus dem Präsenzdienst
zu entlassen und in die Reserve rückzuversetzen,
wenn einer der im § 29 Abs. 4 angeführten
Gründe während der Ableistung des Präsenz-
dienstes eintritt .

(6) Die Anträge nach den Abs. 4 und 5 sind
bei jener militärischen Dienststelle schriftlich ein-
zubringen oder mündlich zu Protokoll zu geben,
der die Wehrpflichtigen zur Dienstleistung zu-
geteilt sind. Entscheidungen über diese Anträge
hat das Bundesministerium für Landesvertei-
digung zu treffen.

(7) Auf die nach den Abs. 1, 3, 4 und 5 Ent-
lassenen finden bis zu ihrer Außerstandbrin-
gung alle straf- und dienstrechtlichen Bestim-
mungen Anwendung, die für Wehrpflichtige, die
Präsenzdienst leisten, gelten.

(8) Den Entlassenen ist bei ihrer Außerstand-
bringung eine Bescheinigung (Entlassungsbeschei-
nigung) auszufolgen.

(9) Die vorzeitige Entlassung steht einer neuer-
lichen Einberufung zum Präsenzdienst nach Weg-
fall des Entlassungsgrundes nicht entgegen. Im
Falle einer neuerlichen Einberufung zum ordent-
lichen Präsenzdienst dürfen vorzeitig entlassene
Wehrpflichtige nur für die restliche Dauer des
im § 28 Abs. 4 vorgesehenen ordentlichen Prä-
senzdienstes einberufen werden, sofern sie das
36. Lebensjahr noch nicht erreicht haben."

25. § 33 hat zu lauten:

„§ 33. V e r w a h r u n g v o n B e k l e i -
d u n g s - u n d A u s r ü s t u n g s g e g e n -

s t ä n d e n .

(1) Den Wehrpflichtigen der Reserve können,
wenn militärische Rücksichten es erfordern, bei
der Entlassung aus dem Präsenzdienst, bei In-
spektionen oder bei Instruktionen Bekleidungs-
und Ausrüstungsgegenstände zur persönlichen
Verwahrung am Wohnor t im Inland übergeben
werden. Die Wehrpflichtigen der Reserve sind
verpflichtet, diese Bekleidungs- und Ausrüstungs-
gegenstände an ihrem Wohnor t im Inland gleich
einem Verwahrer im Sinne des Allgemeinen bür-
gerlichen Gesetzbuches nach Maßgabe der folgen-
den Absätze, und soweit sich daraus nichts an-
deres ergibt, zu verwahren.
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(2) Die Bekleidungs- und Ausrüstungsgegen-
stände sind bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die
Rückgabe angeordnet wird, unentgeltlich zu ver-
wahren. Die Kosten für die Erhaltung der ver-
wahrten Gegenstände haben die Wehrpflichtigen
der Reserve zu tragen.

(3) Die Rückgabe der Bekleidungs- und Aus-
rüstungsgegenstände kann jederzeit vom zustän-
digen Ergänzungskommando unter Bedacht-
nahme auf die militärischen Erfordernisse ver-
fügt werden. Die Verfügung wird durch beson-
dere Aufforderung getroffen. Die Verfügung
kann aber auch, wenn militärische Rücksichten
es erfordern, durch allgemeine, in ortsüblicher
Weise kundzumachende Anordnung, in der der
Ort , an dem die Rückgabe zu erfolgen hat, sowie
der Zeitpunkt der Rückgabe zu bestimmen sind,
getroffen werden.

(0 Bei Erlöschen der Wehrpflicht oder bei
Aufgabe des inländischen Wohnortes haben die
Wehrpflichtigen der Reserve die ihnen zur Ver-
wahrung übergebenen Bekleidungs- und Aus-
rüstungsgegenstände unverzüglich der ihrem
ständigen Aufenthaltsort nächstgelegenen militä-
rischen Dienststelle zurückzugeben.

(5) Im Falle des Ablebens eines Wehrpflichtigen
der Reserve sind die zur Verwahrung über-
gebenen Bekleidungs- und Ausrüstungsgegen-
stände der dem letzten ständigen Aufenthaltsort
des Wehrpflichtigen nächstgelegenen militärischen
Dienststelle unverzüglich zurückzugeben. Die
Pflicht zur Rückgabe trifft folgende Personen:

a) die Rechtsnachfolger,

b) alle Personen, die mit dem Erblasser im
gemeinsamen Haushalt gelebt haben,

c) die Inhaber der Gegenstände.

(6) Tritt der Verlust von zur Verwahrung über-
gebenen Bekleidungs- oder Ausrüstungsgegen-
ständen außerhalb einer Präsenzdienstleistung,
einer Inspektion oder einer Instruktion ein, so
ist dies von den Wehrpflichtigen der Reserve
unverzüglich der militärischen Dienststelle zu
melden, die die Gegenstände übergeben hat. Die
gleiche Verpflichtung gilt im Falle der Beschä-
digung eines Bekleidungs- oder Ausrüstungs-
gegenstandes während dieser Zeit, sofern diese
die Unbrauchbarkeit des Gegenstandes zur Folge
hat.

(7) Für in Verlust geratene oder beschädigte
Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstände kön-
nen nach den jeweiligen militärischen Erforder-
nissen den Wehrpflichtigen der Reserve Ersatz-
gegenstände übergeben werden.

(8) Wenn militärische Rücksichten es erfordern,
kann die Übergabe von Ersatzgegenständen auch
außerhalb einer Präsenzdienstleistung, einer In-
spektion oder einer Instruktion erfolgen. Ist
die Übermittlung von Ersatzgegenständen auf
dem Post- oder Bahnwege oder in einer anderen

Form unmöglich oder untunlich, so haben die
Wehrpflichtigen der Reserve die Ersatzgegen-
stände bei der ihrem ständigen Aufenthaltsort
nächstgelegenen militärischen Dienststelle zu dem
vom zuständigen Ergänzungskommando zu be-
stimmenden Zeitpunkt zu übernehmen. Trifft die
Wehrpflichtigen der Reserve kein Verschulden
am Verlust oder an der Beschädigung des zu
ersetzenden Gegenstandes, hat der Bund die
Kosten der Übermittlung oder die den Wehr-
pflichtigen der Reserve aus der Übernahme er-
wachsenden notwendigen Kosten zu tragen.

(0) Ersatzansprüche des Bundes gegenüber den
Wehrpflichtigen der Reserve hinsichtlich der
ihnen zur Verwahrung übergebenen Bekleidungs-
und Ausrüstungsgegenstände können binnen
einer Fallfrist von einem Jahr ab dem Zeitpunkt
der Rückgabe der Bekleidungs- und Ausrüstungs-
gegenstände, sofern aber eine Rückgabe — aus
welchen Gründen immer — nicht möglich ist,
ab dem Zeitpunkt, in dem der Bund von dem
Schaden Kenntnis erlangt hat, geltend gemacht
werden.

(10) Werden Wehrpflichtige der Reserve zum
Präsenzdienst einberufen oder zur Teilnahme an
einer Inspektion oder an einer Instruktion auf-
gefordert, so haben sie jeweils mit den ihnen
zur Verwahrung übergebenen Bekleidungs- und
Ausrüstungsgegenständen den Präsenzdienst an-
zutreten oder an den Inspektionen oder Instruk-
tionen teilzunehmen."

26. Nach dem § 33 werden folgende neue
§§ 33 a, 33 b und 33 c eingefügt:

„§ 33 a. I n s p e k t i o n e n u n d I n s t r u k -
t i o n e n .

(1) Zur Kontrolle der Standesevidenz und der
übergebenen Bekleidungs- und Ausrüstungsge-
genstände sind Inspektionen, zur Unterweisung
in einzelnen Ausbildungsarten Instruktionen ab-
zuhalten. Die Höchstdauer der Inspektionen und
Instruktionen darf innerhalb eines Jahres insge-
samt vier Tage nicht überschreiten. Eine Inspek-
tion darf höchstens einen Tag, eine Instruktion
höchstens zwei Tage dauern. Die Inspektionen
und Instruktionen können zur selben Zeit oder
zu verschiedenen Zeiten durchgeführt werden.
Wird eine Instruktion im Anschluß an eine In-
spektion oder eine Inspektion im Anschluß an
eine Instruktion durchgeführt, so dürfen sie zu-
sammen den Zeitraum von zwei Tagen nicht
überschreiten.

(2) Die Wehrpflichtigen der Reserve sind ver-
pflichtet, auf allgemeine, in ortsüblicher Weise
kundzumachende oder auf besondere Auffor-
derung an Inspektionen und Instruktionen teil-
zunehmen. In der Aufforderung sind der Zeit-
punkt des Beginnes und die Dauer der Inspek-
tionen und Instruktionen sowie der Ort, an dem
diese stattfinden, bekanntzugeben.
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(3) Zwischen der allgemeinen Aufforderung
oder der Zustellung der besonderen Auffor-
derung zur Teilnahme an einer Inspektion oder
Instruktion und dem Beginn der Inspektion oder
Instruktion hat ein Zeitraum von mindestens
zwei Wochen zu liegen. Sofern militärische Rück-
sichten es erfordern, kann von der vorgenannten
Frist abgesehen werden. Wehrpflichtige der Re-
serve, die zur Teilnahme an einer Inspektion
oder Instruktion aufgefordert werden, haben
dies, sofern dadurch ein Arbeitsausfall eintritt,
unverzüglich ihrem Dienstgeber mitzuteilen.

(4) Die Aufforderung zur Teilnahme an Inspek-
tionen und Instruktionen hat durch das zustän-
dige Ergänzungskommando zu erfolgen. Die In-
spektionen sind vom zuständigen Ergänzungs-
kommando, die Instruktionen von den vom Bun-
desministerium für Landesverteidigung nach den
jeweiligen militärischen Erfordernissen zu be-
stimmenden militärischen Dienststellen durchzu-
führen.

(5) Wehrpflichtige der Reserve, die trotz Auf-
forderung ihrer Verpflichtung zur Teilnahme an
einer Inspektion oder an einer Instruktion nicht
nachkommen, sind einer nachträglichen Inspek-
tion oder Instruktion zu unterziehen. Sie kön-
nen, wenn der begründete Verdacht besteht, daß
ihre Heranziehung durch ein strafbares Verhalten
vereitelt wurde — unbeschadet ihrer allfälligen
Straffälligkeit — zur Inspektion oder Instruk-
tion vorgeführt werden.

(6) Wehrpflichtige der Reserve, die an Inspek-
tionen oder Instruktionen teilnehmen, sind für
deren Dauer ihren Vorgesetzten gegenüber zu
Gehorsam verpflichtet und haben die Weisungen
ihrer Vorgesetzten pünktlich und genau zu be-
folgen. Die Befolgung einer Weisung kann nur
dann abgelehnt werden, wenn die Weisung ent-
weder von einem unzuständigen Organ erteilt
wurde oder die Befolgung gegen strafgesetzliche
Vorschriften verstoßen würde (Art. 20 Abs. 1
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von
1929).

(7) Wehrpflichtige der Reserve, die an Inspek-
tionen oder Instruktionen teilnehmen, haben An-
spruch auf

a) Vergütung der notwendigen Fahrtkosten,
die ihnen durch die Fahrt zu der Dienst-
stelle, bei der sie sich einzufinden haben,
sowie durch die Rückfahrt erwachsen,

b) unentgeltliche Verpflegung und Unterkunft
und

c) Entschädigung für den nachgewiesenen Ent-
gang des regelmäßigen täglichen Erwerbes.
Insoweit ein bestimmter Betrag als Er-
werbsentgang nachgewiesen wird, gebührt
der volle Betrag des Entganges bis zum
Höchstbetrag von 150 S, in allen anderen
Fällen gebührt ein Betrag von 40 S für

jeden in die Inspektions- und Instruktions-
zeit einzurechnenden Tag. Dauert die In-
spektion oder die Instruktion, oder die In-
spektion und die Instruktion zusammen,
weniger als vier Stunden, wird der halbe
Betrag gewährt.

(8) Der Antrag auf Zuerkennung einer Ent-
schädigung nach Abs. 7 lit. c ist während der
Inspektion oder Instruktion bei der zuständigen
militärischen Dienststelle, ansonsten binnen einer
Woche nach Beendigung der Inspektion oder
Instruktion beim zuständigen Ergänzungskom-
mando einzubringen. Dienstnehmer haben mit
dem Antrag die Lohnsteuerkarte vorzulegen; der
Dienstgeber ist verpflichtet, dem Dienstnehmer
auf dessen Verlangen die Lohnsteuerkarte zu
diesem Zweck auszufolgen. Über den Antrag ent-
scheidet das zuständige Ergänzungskommando.
Gegen die Versäumung der Antragsfrist ist die
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu be-
willigen, wenn der Antragsteller glaubhaft macht,
daß er durch ein unvorhergesehenes oder unab-
wendbares Ereignis ohne sein Verschulden ver-
hindert war, die Frist einzuhalten. Der Antrag
auf Wiedereinsetzung muß binnen einer Woche
nach Aufhören des Hindernisses beim zustän-
digen Ergänzungskommando eingebracht werden.
Über den Wiedereinsetzungsantrag entscheidet
das zuständige Ergänzungskommando.

(9) Die durch Abs. 8 unmittelbar veranlaßten
Schriften und Amtshandlungen sind von den
Stempel- und Rechtsgebühren, den Bundesver-
waltungsabgahen sowie den Gerichts- und Justiz-
verwaltungsgebühren befreit.

§ 33 b. M i t w i r k u n g d e r B e z i r k s v e r -
w a l t u n g s b e h ö r d e n , d e r B u n d e s p o -
l i z e i b e h ö r d e n u n d d e r G e m e i n d e n
b e i d e r V o r b e r e i t u n g u n d D u r c h -
f ü h r u n g v o n I n s p e k t i o n e n u n d

I n s t r u k t i o n e n .

(1) Bezirksverwaltungsbehörden und Gemein-
den haben auf Weisung des zuständigen Ergän-
zungskommandos bei der Vorbereitung und
Durchführung der Inspektionen und Instruk-
tionen mitzuwirken:

a) bei der Kundmachung der allgemeinen
Aufforderung zur Teilnahme an Inspek-
tionen und Instruktionen,

b) durch zwangsweise Vorführung von Wehr-
pflichtigen der Reserve zu Inspektionen und
Instruktionen.

(2) Die Bundespolizeibehörden haben auf Wei-
sung des zuständigen Ergänzungskommandos
durch zwangsweise Vorführung von Wehrpflich-
tigen der Reserve zu Inspektionen und Instruk-
tionen bei der Vorbereitung und Durchführung
der Inspektionen und Instruktionen mitzu-
wirken.
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§ 33 c. B e r e c h t i g u n g z u m T r a g e n
d e r U n i f o r m .

(1) Wehrpflichtige der Reserve, die nach § 2
des Heeresgebührengesetzes, BGBl. Nr . 152/1956,
eine Dienstgradbezeichnung führen, sind berech-
tigt, nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen
eine für das Bundesheer vorgesehene Uniform zu
tragen.

(2) Die Uniform darf — abgesehen von den
Fällen des § 33 Abs. 10 — nur bei Veranstal-
tungen des Bundesheeres getragen werden.

(3) Die Uniform hat den vom Bundesministe-
rium für Landesverteidigung im Verordnungs-
wege unter Bedachtnahme auf die Uniformvor-
schrift für Berufsoffiziere und zeitverpflichtete
Soldaten zu erlassenden Vorschriften zu ent-
sprechen."

27. § 38 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Zeitverpflichtete Soldaten bedürfen bis zur
Vollendung des dritten Dienstjahres als zeitver-
pflichtete Soldaten zur Verehelichung der Zustim-
mung des Bundesministeriums für Landesvertei-
digung."

28. § 46 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Dauert das Versäumnis über acht Tage, so
werden die Nichtbefolgung des Einberufungs-
befehles und die Verleitung hiezu als Vergehen
mit Arrest oder strengem Arrest von sechs Mona-
ten bis zu einem Jahr bestraft."

29. § 47 hat zu lauten:

„§ 47. U n e r l a u b t e s V e r l a s s e n d e s
B u n d e s g e b i e t e s . V e r l e t z u n g d e r

M e l d e p f l i c h t .

(1) Ein Wehrpflichtiger, der den auf Grund
des § 16 Abs. 3 erlassenen Verordnungen zu-
widerhandelt, begeht eine Verwaltungsübertre-
tung und ist hiefür mit Arrest bis zu sechs Wo-
chen zu bestrafen.

(a) Eine Verwaltungsübertretung begeht ferner
ein Wehrpflichtiger, der die Anmeldung gemäß
§ 16 Abs. 2 unterläßt. Er ist mit Geldstrafe bis
zu 3000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit mit
Arrest bis zu zwei Wochen zu bestrafen."

30. Nach dem § 47 werden folgende neue
§§ 47 a, 47 b und 47 c eingefügt:

„§ 47 a. V e r l e t z u n g d e r V e r w a h -
r u n g s p f l i c h t f ü r B e k l e i d u n g s - u n d

A u s r ü s t u n g s g e g e n s t ä n d e .

Wer den Bestimmungen des § 33 oder den auf
Grund dieser Bestimmungen erlassenen Verord-
nungen oder im Einzelfall ergangenen Anordnun-
gen zuwiderhandelt, begeht, sofern die Tat nicht

nach anderen Vorschriften mit strengerer Strafe
bedroht ist, eine Verwaltungsübertretung und
ist mit Geldstrafe bis zu 3000 S, im Falle der Un-
einbringlichkeit mit Arrest bis zu zwei Wochen
zu bestrafen.

§ 47 b. V e r l e t z u n g d e r T e i l n a h m e -
p f l i c h t a n I n s p e k t i o n e n u n d
I n s t r u k t i o n e n . V e r l e t z u n g d e r
G e h o r s a m s p f l i c h t b e i I n s p e k t i o -

n e n u n d I n s t r u k t i o n e n .

(1) Wer vorsätzlich der Aufforderung zur Teil-
nahme an einer Inspektion oder Instruktion
keine Folge leistet, oder wer gegen die Gehor-
samspflicht nach § 33 a Abs. 6 verstößt, begeht
eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geld-
strafe bis zu 30.000 S oder mit Arrest bis zu
sechs Wochen zu bestrafen. Überwiegen erschwe-
rende Umstände, sind Geld- und Arreststrafe
nebeneinander zu verhängen.

00 Ein Dienstgeber, der der im § 33 a Abs. 8
festgelegten Pflicht zur Ausfolgung der Lohn-
steuerkarte nicht nachkommt, begeht eine Ver-
waltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis
zu 3000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit mit
Arrest bis zu zwei Wochen zu bestrafen.

§ 47 c. U n b e f u g t e s T r a g e n e i n e r
U n i f o r m .

Ein Wehrpflichtiger der Reserve, der den Be-
stimmungen des § 33 c oder den auf Grund
dieser Bestimmungen erlassenen Verordnungen
zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsüber-
tretung und ist mit Geldstrafe bis zu 3000 S, im
Falle der Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu
zwei Wochen zu bestrafen."

31. § 48 hat zu lauten:

„§ 48. Z u s t ä n d i g k e i t z u r D u r c h -
f ü h r u n g d e s S t r a f v e r f a h r e n s .

In den Fällen der §§ 47, 47 a, 47 b und 47 c
ist zur Durchführung des Strafverfahrens die
Bezirksverwaltungsbehörde des Aufenthaltsortes
des Beschuldigten, wenn aber dieser Or t zum ört-
lichen Wirkungsbereich einer Bundespolizeibe-
hörde gehört, diese Behörde zuständig."

32. § 49 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Beamte der Heeresverwaltung der Ver-
wendungsgruppen E bis C und Vertragsbedien-
stete der Heeresverwaltung der Entlohnungs-
gruppen e bis c, die das 55. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben und am Tage vor dem Inkraft-
treten des Bundesgesetzes BGBl. Nr . 221/1962
zur Ausübung einer Unteroffiziersfunktion her-
angezogen waren, können, wenn militärische
Rücksichten es erfordern, auch dann mit ihrer
Zustimmung zur Ausübung einer Unteroffiziers-
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funktion herangezogen werden, wenn sie am
Tage vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 221/1962 das 40. Lebensjahr vollendet
hatten oder bis zum 31. Dezember 1968 voll-
enden. Die Heranziehung endet, sofern sie nicht
früher aus militärischen Rücksichten aufge-
hoben worden ist oder nicht früher infolge des
Ausscheidens des zur Ausübung einer Unteroffi-
ziersfunktion Herangezogenen aus dem Personal-
stand des Bundesministeriums für Landesvertei-
digung oder infolge einer Überstellung in eine
höhere als die Verwendungsgruppe C (Entloh-
nungsgruppe c) geendet hat, mit Vollendung des
55. Lebensjahres, jedenfalls aber mit 31. Dezem-
ber 1968."

33. § 51 hat zu lauten:

„§ 51. A n w e n d u n g v o n V o r s c h r i f t e n
auf A n g e h ö r i g e des B u n d e s h e e r e s
u n d B e a m t e d e r H e e r e s v e r w a l t u n g .

Für die Beamten der Heeresverwaltung gelten
die Bestimmungen der Dienstpragmatik, RGBl.
Nr. 15/1914, in der geltenden Fassung im vollen
Umfange, für die Berufsoffiziere und zeitver-
pflichteten Soldaten gelten diese Bestimmungen
mit Ausnahme der §§ 87, 88 und 90 bis 155."

34. Die Abs. 3 und 4 des § 52 haben zu lauten:

„(3) Zu Waffenübungen (Abs. 1) dürfen die
Wehrpflichtigen jeweils nur für die Höchstdauer
von insgesamt vier Wochen innerhalb von zwei
Jahren herangezogen werden. Wird ein Wehr-
pflichtiger erstmalig zur Ableistung einer Waffen-
übung herangezogen, so hat diese vier Wochen
zu dauern. Jede weitere Waffenübung hat min-
destens zwei Wochen zu dauern.

(4) Die im Abs. 1 für die Ernennung vorgese-
hene Bedingung der Ableistung einer Waffen-
übung entfällt bei den Personen, die nach dem
21. September 1955 mindestens drei Monate im
Bundesheer als Offizier verwendet wurden, sowie
bei den im § 50 Abs. 5 genannten Vertragsbe-
diensteten des Bundesheeres."

35. Im § 53 erhalten die bisherigen Bestim-
mungen die Bezeichnung „(1)". Als Abs. 2 ist
anzufügen:

„(2) Der durch § 33 a dieses Bundesgesetzes
erforderliche Mehraufwand für das Jahr 1962
in der Höhe von 200.000 S ist bei Kapitel 23
Titel 2 § 4 zu verrechnen und durch Einsparun-
gen beim gleichen finanzgesetzlichen Ansatz zu
bedecken."

36. Die Abs. 1 und 2 des § 55 haben zu lauten:

„(1) Wo in diesem Bundesgesetz vom zustän-
digen Bundesminister (Bundesministerium) die
Rede ist, ist hierunter der Bundesminister für
Landesverteidigung (das Bundesministerium für
Landesverteidigung) zu verstehen.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

Hinsichtlich
a) des § 5 das Bundeskanzleramt im Einver-

nehmen mit dem Bundesministerium für
Landesverteidigung,

b) des § 49 Abs. 2 das Bundesministerium für
Landesverteidigung im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzleramt,

c) des § 49 Abs. 4 das Bundesministerium für
Landesverteidigung im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Finanzen,

d) des § 53 das Bundesministerium für Finan-
zen,

e) der von den Gerichten anzuwendenden Be-
stimmungen das Bundesministerium für
Justiz,

f) der der Bundesregierung in diesem Bundes-
gesetz übertragenen Aufgaben diese,

g) der übrigen Bestimmungen das Bundes-
ministerium für Landesverteidigung."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

Hinsichtlich
a) des § 5 Abs. 1, 3 und 4 des Wehrgesetzes,

BGBl. Nr. 181/1955, in der Fassung des
Art. I Z. 2 und 3 dieses Bundesgesetzes das
Bundeskanzleramt im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Landesvertei-
digung,

b) der §§ 16 Abs. 2 und 47 Abs. 2 des Wehr-
gesetzes in der Fassung des Art. I Z. 9 und
29 dieses Bundesgesetzes das Bundesministe-
rium für Inneres,

c) des § 33 a Abs. 9 des Wehrgesetzes in der
Fassung des Art. I Z. 26 dieses Bundes-
gesetzes, soweit es sich um Stempel- und
Rechtsgebühren handelt, das Bundesmini-
sterium für Finanzen, soweit es sich um
Bundesverwaltungsabgaben handelt, das
Bundeskanzleramt, und soweit es sich um
Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren
handelt, das Bundesministerium für Justiz,
jeweils im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Landesverteidigung,

d) des § 46 Abs. 2 des Wehrgesetzes in der
Fassung des Art. I Z. 28 dieses Bundesge-
setzes das Bundesministerium für Justiz,

e) der übrigen Bestimmungen das Bundesmini-
sterium für Landesverteidigung.
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